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STADTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhdngige
und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift fiir Kommu-
nal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie fiihrt
kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunalrecht und
Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat sich als Dis-
kussionsforum fiir neue Entwicklungen in der kommunalen
Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STADTE-
UND GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des
Stadte- und Gemeindebundes Nordrhein-West-
falen. Als Spitzenverband kreisangehoriger
Stddte und Gemeinden reprasentiert dieser
rund 9 Mio. Biirger und Biirgerinnen sowie

86 Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-
Westfalen.
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STADTE- UND GEMEINDERAT enthalt
monatlich aktuelle Informationen
aus den zentralen Interessenge-
bieten von Kommunalpolitik und
Verwaltung:

¢ Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur

. g - S
* Verwaltungsfragen und Neue Steuerung - =2 IO e

¢ Kommunalrecht

e Kommunale Wirtschaftsunternehmen
e Tourismus und Freizeit

Darliber hinaus enthalt STADTE- UND GEMEINDERAT Sondersei-
ten, die dberregional tiber Produkte und Neuheiten fiir den kom-
munalen Markt informieren. Leserinnen und Leser erhalten somit
einen Uberblick {iber Aktuelles aus den Bereichen:

Ich méchte die Zeitschrift Stadte- und Gemeinderat
im giinstigen Jahresabonnement bestellen.

[] gedruckt (€ 78,- inkl. MwSt. und Versand)

[] elektronisch als Lese-PDF (€ 49,- inkl. MwSt.)

e Biirokommunikation

e Umweltschutz

e Nutzfahrzeuge im 6ffentlichen Dienst
e Miill- und Abfallbeseitigung

* Verkehrswesen

« Landschaftspflege Name/ Vorname/Firma
* Wohnungswesen, Stadtebau

e Freizeitanlagen, 6ffentliche Schwimmbader StraBe

e Kommunale Energieversorgung

* Kreditwesen Postleitzahl/Ort

 Raumplanung
e Krankenhausbedarf

Telefon/Fax

Mit STADTE- UND GEMEINDERAT sind Sie
abonniert auf Branchen-Information. |

E-Mail
Schicken Sie den ausgefiillten Antwortcoupon an Ich bezahle (] per Bankabbuchung L] gegen Rechnung
Frau Hermes, Stadte- und Gemeindebund NRW
IBAN
Kaiserswerther StraBe 199-201, 40474 Diisseldorf
Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den —
i BIC Kreditinstitut
unterschriebenen Coupon:
Datum/Unterschrift

Vertrauens-Garantie: Das Abo kdnnen Sie innerhalb von 10 Tagen nach Absendung des Bestell-
coupons schriftlich bei Frau Hermes, Stadte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther StraBe 199-201,
40474 Diisseldorf, widerrufen. Rechtzeitige Absendung gentigt!



System am Anschlag

In der Welt der friihkindlichen Bildung und Jugendhilfe erleben wir eine Krise
ohnegleichen. Thre Auswirkungen sind im ganzen Land zu spiiren. Und zwar
unmittelbar im Leben von Kindern, Jugendlichen und Familien, aber auch im
Leben der kommunalen Beschaftigten.

Mehrere Fliehkrafte bringen das System an seine Grenzen: Da sind wachsen-
der Bedarf, Fachkraftemangel und massive Kostensteigerungen auf der einen
Seite, hohere Standards auf der anderen. Was das bedeutet, zeigt die Lage in
den Kitas: Immer mehr Kommunen sehen sich nicht in der Lage, den Rechtsan-
spruch auf einen Betreuungsplatz vollstandig zu erfiillen. Einrichtungen sehen
sich gezwungen, den Stundenumfang zu reduzieren oder sogar zu schlieBen.
Ahnlich die Aussichten auf die Lage in den Jugendamtern und bei weiteren
Hilfs- und Beratungsangeboten. Das Personal geht vielfach auf dem Zahn-
fleisch, es fehlt an Entlastung, es fehlt an Nachwuchskraften. Gleichzeitig
schreiben gesetzliche Neuerungen mehr und bessere Leistungen vor.

Hinzu kommt eine fiir viele Trager bedriickende Perspektive: Gestiegene Be-
triebskosten, Inflation und héhere Lohne bringen sie hart an die Grenzen. In
Briefen an die Landespolitik ist von SchlieBungen und Insolvenz die Rede. Ein
Horrorszenario fiir Familien wie Kommunen gleichermalRen. Denn die Stidte
und Gemeinden kampfen mit denselben Belastungen.

Die Frage ist nur: Wie kriegen wir das System wieder in die Spur? Insbesonde-
re vor dem Hintergrund des Rechtsanspruchs auf Ganztag, ab 2026. Maogliche
Antworten darauf skizzieren die Autorinnen und Autoren dieser Ausgabe des
Stadte- und Gemeinderat. Dazu zdhlen etwa mehr Effizienz bei den Betreu-
ungsstunden oder erfolgreiche Ideen aus der Praxis der Stadte und Gemein-
den. Beachtung verdienen zudem die Hinweise auf die véllig unzureichenden
Rahmenbedingungen fiir Studium und Ausbildung. Dass es etwa fiir einen
Studiengang wie ,Soziale Arbeit“ einen hohen Numerus clausus gibt, aber
nicht genug Studienplatze, will mir nicht in den Kopf.

Klar ist aus meiner Sicht: An schmerzhaften Kompromissen geht kein Weg
vorbei. Das gilt vor allem fiir hohe personelle Standards, die in der Realitat
schlichtweg unerfiillbar sind. Was bitte nutzt ein Rechtsanspruch, wenn die
Einrichtung schlieBen muss? Allzu oft ignorieren Beschliisse von Bund und
Land die realen Méglichkeiten vor Ort. Soll der Frust der Eltern nicht iiberhand-
nehmen, miissen beide fiir ihre Versprechen geradestehen — auch finanziell.

%h/ /'

Christof Sommer
Hauptgeschaftsfiihrer StGB NRW
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Digitale Zwillinge. Potenziale |- -
in der Stadtentwicklung | I N HAI_T 77.Jahrgang Oktober 2023

3

Hrsg. v. Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR), 40 S., kostenfreier Download als PDF
unter bbsr.bund.de, Rubrik Veroffentlichungen

Das Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat in
Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer-Institut fiir Experimentelles Soft-
ware Engineering (IESE) und dem Fraunhofer-Institut fiir Arbeitswissen-
schaft und Organisation (IAO) die Studie ,Digitale Zwillinge — Potenziale
in der Stadtentwicklung® veréffentlicht. Mit Hilfe dieser Methode konnen
Kommunen beispielsweise den Verkehr oder die Folgen von Starkregen
simulieren und andere Szenarien fiir die Stadtentwicklung entwerfen. Die
Studie zeigt auf, wie das Modellieren eines digitalen Zwillings gelingen
kann und fasst Grundlagen, Anforderungen und Praxisbeispiele im Be-
reich der Stadtentwicklung zusammen.

T— Bildung fiir nachhaltige
et Entwicklung in der Kommune
w1 ften
fi ¥z gestalten
Ll

Autorengruppe BNE-Kompetenzzentrum (2023); Praxis-
handbuch, 132 S., kostenfreier Download als PDF unter
bne-kompetenzzentrum.de im Bereich Infothek

Als umfassendes Bildungskonzept spielt Bildung fiir nachhaltige Entwick-
lung (BNE) eine entscheidende Rolle im Kontext der 17 Nachhaltigkeits-
ziele. Kommunen gelten dabei als Schliisselakteure. Das Praxishandbuch
stellt Stadten und Gemeinden zunachst fiir den Einstieg in die Thematik
thematisches Grundlagenwissen und Hintergrundinformationen zur Ver-
fiigung. Im Anschluss werden sieben Handlungsfelder zur Verankerung

von BNE in kommunalen Bildungslandschaften vorgestellt und erklart. == EDITORIAL
Erganzt werden die einzelnen Kapitel jeweils durch Checklisten, Praxis- 3 System am Anschlag
beispiele und weiterfiihrende Materialien. von Christof Sommer

mm TOURISMUS
# Kl i ma h acC kS —_— Ma C h 6 KiBiz-Reform erfordert zusatzliche Mittel
FKLIMAHACKS von Matthias Menzel

dein Projekt: Kommunale e
Holzstrategie

8 DieKiBiz-Novellierung als Chance fiir eine bessere
friihkindliche Bildung

von Stephan Jentgens
Kommunaler Klimaschutz, 2023, vierfarbig, Deut- P 9

sches Institut fiir Urbanistik 2023 (Difu), DIN A4, 8
S., kostenlos herunterzuladen auf difu.de im Be-
reich Publikationen

1 Fachkraftemangel im Bereich des ASD
von Heike Wiemert

13 Herausforderungen der SGB VIlII-Reform

Die neue Ausgabe der Reihe #Klimahacks befasst sich vor dem Hinter- von Michael Loher und Laura Lepp
grund der Klimakrise und dem Ruf nach einer effizienteren Ressourcen- . . .
nutzung mit der Planung und Entwicklung klima- und ressourcenscho- 16 Ein Netzwerk fiir den Kinderschutz
nender Gebaude. Der nachwachsende Rohstoff Holz gewinnt in diesem von Annett Volmer und Jan Péter

Kontext zunehmend an Bedeutung. Mit einer kommunalen Holzstrate-
gie kdnnen Kommunen den Holzbau férdern, die lokale Wertschopfung
starken, Walder schiitzen und ein Netzwerk aus regionalen und 6rtlichen
Partnern aufbauen. Diese #Klimahacks-Ausgabe zeigt anhand aktueller
Publikationen, Praxisbeispiele und einer Schritt-flir-Schritt-Anleitung den

. . Foto: Jacob Ammentorp Lund — stock.adobe.com
Weg zu einer kommunalen Holzstrategie auf. P
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https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/startseite/_node.html
https://energiewendedörfer.de/download/
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Thema Jugendhilfe

Ambulante Dienste in eigener Tragerschaft
in Gummersbach
von Thomas Hein

Erfahrungen aus der Jugendkonferenz
in Bergkamen
von Christian Scharwey

Kita-Entwicklung entlang eines Masterplans
in Arnsberg
von Fabian Schrieck
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Leuchttiirme fiir den Ernstfall
von Alex Grof
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Biicher
Gericht in Kiirze

NACHRICHTEN

Mehr Mitsprache bei demokratischen
Entscheidungen gewiinscht

86 Prozent der Deutschen wollen laut einer reprasentativen Um-
frage der Kérber-Stiftung bei wichtigen Entscheidungen kiinftig
starker einbezogen werden. Dies bezieht sich vor allem auf die
kommunale Ebene (93 Prozent) sowie Landesebene (91 Prozent),
aber auch auf der Bundesebene halten die Deutschen eine starkere
Beteiligung fiir wichtig (85 Prozent). Insgesamt haben die kommu-
nalen Einrichtungen starkeres Ansehen. So vertrauen zum Beispiel
36 Prozent dem Biirgermeister oder der Blirgermeisterin, aber nur
19 Prozent der Bundesregierung. Allerdings geben nur 8 Prozent an,
sich kommunalpolitisch zu engagieren. Hauptgrund dafiir ist un-
abhangig vom Geschlecht der groRe Zeitaufwand.

Sanierungsstau von 372 Milliarden
Euro im Verkehr

Das Deutsche Institut fiir Urbanistik (DIfU) hat im Auftrag der Bau-
industrie, der Deutschen Verkehrsunternehmen und des ADAC den
baulichen Zustand des kommunalen Verkehrsnetzes ermittelt. Da-
raus wurden die notwendigen Bedarfe fiir Nachhol- und Ersatzin-
vestitionen ermittelt sowie der zusatzliche Investitionsbedarf in
kommunalen Verkehrsnetzen bis 2030 fiir mehr Klimaschutz im
Verkehrssektor. Ergebnis: Der Investitionsbedarf fiir Erhalt und
Erweiterung von Schienennetzen und Strallen betragt insgesamt
rund 372 Milliarden Euro. Mit rund 283 Milliarden Euro entfallt der
deutlich groRte Teil auf die StraBenverkehrsinfrastruktur der Kom-
munen. N6tig ist aus Sicht des DStGB ein langfristiger Investitions-
fonds von Bund und Landern.

Jugendliche wollen Verantwortung
ubernehmen

Die Mehrheit der 12- bis 18-Jahrigen in Deutschland blickt optimisti-
scher in die personliche Zukunft. 52 Prozent gaben im Rahmen einer
reprasentativen Umfrage der Bertelsmann Stiftung an, dass diese in
dreiJahren besser sein wird als jetzt. 2022 waren es nur 42 Prozent. 85
Prozent der Befragten ist es wichtig, Verantwortung zu tibernehmen,
73 Prozent mochten einen Beitrag fiir die Gesellschaft leisten. Jedoch
zeigen 67 Prozent kein Interesse am Engagement in einer politischen
Partei. 77 Prozent der hoher Gebildeten bewerten die Demokratie als
guteRegierungsform.In den mittleren und niedrigen Bildungsschich-
ten sinkt die Zustimmung jedoch auf bis zu 40 Prozent.

14 weitere Kommunen bei ,,Bau. Land.
Partner

Die Nordrhein-Westfalen-Initiative ,Bau. Land. Partner.“ unter-
stiitzt Stadte und Gemeinden bei der Aktivierung ungenutzter
oder brachgefallener Grundstiicke, um Brachflachen wieder zu
Bauflachen werden zu lassen. Ende August haben sich 14 weitere
Kommunen dem Programm angeschlossen: Castrop-Rauxel, Dah-
lem, Detmold, Dormagen, Dorsten, Ennepetal, Greven, Ibbenbiiren,
Lohmar, Neuss, Overath, Schwelm, Titz und Vlotho. Die landeseige-
ne Entwicklungsgesellschaft NRW.URBAN setzt das Programm um:
161Hektar Flache sollen aktiviert werden. Ziel ist es, Privatleute und
Kommunen an einen Tisch zu bringen, um Barrieren zu Giberwinden
und Nutzungsszenarien zu entwickeln.



Qualifiziertes
Personal fiir die
Tageseinrichtungen
wird landesweit
gesucht

KiBiz-Reform erfordert
zusatzliche Mittel

Die Steuerungsmoglichkeiten durch das KiBiz mussen im Hinblick auf
unzureichende Personalressourcen deutlich verbessert werden

ie besondere Bedeutung der friihkindlichen
D Bildung wird von Fachkreisen immer wieder

hervorgehoben, insbesondere wenn es um
Chancengleichheit, erfolgreiche Bildungsbiografien
und um ein selbstbestimmtes Leben geht. Der recht-
liche Rahmen der friihkindlichen Bildung erfolgt
durch das SGB VIII — Kinder und Jugendhilfe — und
die landesrechtliche Ausgestaltung dieses Rahmens
durch das Kinderbildungsgesetz (KiBiz). Das Minis-
terium fiir Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung,
Flucht und Integration des Landes Nordrhein-West-
falen (MKJFGFI) hat angekiindigt, die friihkindliche
Bildung zu modernisieren und beabsichtigt daher,
das Kinderbildungsgesetz zu reformieren. Ein Dia-
logprozess mit allen relevanten Playern im Bereich
der Kindertagesbetreuung ist bereits auf den Weg
gebracht.

Fachkrdfte- und Personalmangel Der Reform-
prozess wird durch den Personalmangel in den Ta-
geseinrichtungen lberschattet. Auch mehrere An-
passungen der Personalverordnung haben nicht zu
einer Abmilderung der Mangellage gefiihrt. Die Situ-
ation ist in zahlreichen Einrichtungen so dramatisch,
dass ganze Gruppen nicht mehr angeboten wurden
oder Betreuungszeiten reduziert werden mussten.
In Einzelfdllen mussten ganze Kitas schlieBen, und
neue Einrichtungen konnten nicht oder nur mit er-
heblichen Verzégerungen gedffnet werden.
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Die zentrale Frage ist aus kommunaler Sicht, durch
welche MaRnahmen das System stabilisiert wird.
Der einfachste Weg wiirde darin bestehen, kurzfris-
tig zusatzliches Personal zu gewinnen. Auch ange-
sichts des wachsenden Bedarfs an padagogischen
Fachkraften durch den nahenden Rechtsanspruch

Dr. Matthias Menzel
ist Hauptreferent fiir
Soziales, Jugend- und
Familienhilfe beim
Stadte- und Gemein-

auf einen Betreuungsplatz in der Grundschule/OGS debund NRW
imJahr 2026 erscheint dieser Ansatz kaum erfolgver-

sprechend zu sein.

Losungsansatze Eine realistische Moglichkeit fur

eine bessere und bedarfsgerechte Steuerung des An- Eine Reform des Kiiz

gebotes besteht darin, die Abstufungen der Betreu-
ungszeiten zu verfeinern. Beispielweise wiirden neben
den 25, 35 und 45 Stunden-Buchungen auch 30 und
40 Stunden angeboten. So konnten etwa Betreuungs-
stunden eingespart werden, wenn Eltern statt mitden
45 gebuchten auch mit 40 Stunden auskommenr
Aktuell besteht die Situation, dass ins-
besondere bei den Jahrgangen, be’
denen die Eltern durch das Land
vollstandig von ihrer Beitrags-
pflicht befreit werden, inm
grofiten Umfang 45-Stunden-
Buchungen erfolgen. Hier-
durch werden Betreuungs-
zeiten gebunden, die faktisch
nicht erforderlich waren. Steu-
erungspolitisch ware es daher

sollte das Kita-System
entlasten, die Personal-
steuerung verbessern
und den Verwaltungsauf-
wand reduzieren

FOTO: LIDERINA — STOCK.ADOBE.COM



folgerichtig, die Beitragsfreiheit zu modifizieren,
indem beispielsweise nur noch Betreuungsumfange
mit bis zu 35 Stunden vollstandig von der Beitrags-
pflicht freigestellt werden.

Die Landesregierung hat ausweislich des Koalitions-
vertrages die Absicht, ein weiteres Kita-Jahr beitrags-
frei zu stellen. Beitragsfreiheit fiihrt grundsatzlich
nicht zu einer besseren friihkindlichen Bildung, erst
recht nicht, weil hierdurch ohnehin nur knapp vor-
handene (Personal-) Ressourcen gebunden wiirden.

Das Alltagshelferpro-

gramm hatsich in denJahren der Pandemie bewahrt,
es sollte daher gesetzlich verankert und die Finan-
zierung dauerhaft gesichert werden. Zudem ware
die Einflihrung von Verwaltungsassistenz gerade in
groReren Einrichtungen sehr hilfreich, da hierdurch
die Fachkrafte weiter entlastet werden kénnten.
Je nach GroRe der Einrichtung ware es auch ein rich-
tiger Ansatz, die Leitungsfreistellung auszuweiten.
Hierdurch hatten die Leitungskrafte mehr Kapazita-
ten, Erganzungskrafte, Verwaltungsassistenzen und
Alltagshelfer einzuarbeiten.

Von Seiten der
Praktiker wird seit langerem hervorgehoben, dass
die aktuelle Foérderung fiir Ausbildung und Qualifi-
zierung (§ 46 KiBiz) nicht auskdmmlich sei. Dies ist
besonders problematisch, da die Trager in Zeiten
knapper Kassen sehr zurlickhaltend mit dem Thema
Ausbildung umgehen. Vor dem Hintergrund des sich
weiter zuspitzenden Fachkraftemangels ware das
eine fatale Entwicklung.
Zur Lésung des Problems ist eine Anpassung der
Landesfinanzierung fiir die Vergiitungen der praxis-
integrierten Ausbildung (PiA) von Erzieherinnen und
Erziehern sowie im Bereich Kindertagespflege drin-
gend geboten. Die Anhebung der Refinanzierung des
Landes sollte sinnvollerweise gekoppelt werden mit
einer jahrlichen Dynamisierung, um in den Folgejah-
ren Unterfinanzierungen zu vermeiden.

Neben dem zentra-

len Thema der besseren Personalsteuerung sollte es
bei einer KiBiz-Reform auch um Maoglichkeiten gehen,
den Verwaltungsaufwand fiir die Administrierung der
rechtlichen Regelungen zu vereinfachen. Vorgeschla-
gen wird insofern, die neben dem KiBiz bestehenden
Forderprogramme auf eine Uberfiihrung in die Pau-
schale zu tiberpriifen. Hierdurch wiirde sich nicht nur
derVerwaltungsaufwand verringern, sondern auch die
Planbarkeit fiir die Trager deutlich verbessern.
An dieser Stelle sollen namentlich die Sprachforde-
rung und das Kita-Helfer-Programm angesprochen
werden. Hierbei wird auch darauf zu achten sein, dass
es zu keiner Lastenverschiebung zwischen Land und
Kommunen im Vergleich zur bestehenden Fordersys-
tematik kommt.

Der aktuelle Ta-

rifabschluss fiir den 6ffentlichen Dienst hat er-
hebliche Auswirkungen auf die Personalkosten im
Bereich der Kindertagesbetreuung. Die hierdurch
entstehenden Finanzierungsliicken werden nicht
rechtzeitig durch die in § 37 KiBiz vorgesehene Dy-
namisierungsregelung kompensiert. Die Anpassung
der Finanzierung erfolgt mit einer Verzégerung von
mindestens einem Jahr, was bei einem hohen Ta-
rifabschluss die Trager schnell an die Grenzen ihrer
Leistungsfahigkeit bringt.
Notwendig ist eine Dynamisierungsregelung, durch
die sehr kurzfristig eine Anpassung der Pauschalen
gewahrleistet ist. Gerade in Zeiten des Fachkrafte-
mangels muss den Tragern so viel Spielraum belassen
werden, dass sie nicht aus Tarifvertragen aussteigen
und mit ausscheidendem Personal rechnen miissen.
Dass das Land im September kurzfristige Uberbrii-
ckungshilfen ab Anfang 2024 angekiindigt hat, zeigt
deutlich auf, wie unzureichend das aktuelle System
gegen Krisen gewappnet ist.

Das Problem der
Mietanpassungan die tatsachliche Preisentwicklung
begleitet uns bereits seit der letzten Reform des Ki-
Biz. Notwendig ist eine Preisanpassung, die auch die
tatsachliche Mietentwicklung vor Ort abbildet. An
der Zustandigkeit des Landes fiir die Mietzuschiisse
sollte festgehalten werden.

Der Wunsch nach landeseinheitli-
chen Elternbeitragen ist ebenfalls kein neues Thema
undsorgtauchin der Presseberichterstattungimmer
wieder flir Schlagzeilen. Im Sinne der Einheitlichkeit
der Lebensverhdltnisse und auch unter dem Aspekt
der Chancengleichheit sollte der Landesgesetzgeber
dieses gewichtige Thema angehen.

)

belassen werden

FOTO: ANDREY SINENKIY — STOCK.ADOBE.COM

Auch in den
Grundschulen
und der Ganz-
tagsbetreuung
mangelt es an
Fachkrdften

Den Tragern muss viel Spielraum
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Die KiBiz-Novellierung als Chance
fur bessere fruhkindliche Bildung

entrale Anliegen im Rahmen der Novellierung

des Kinderbildungsgesetzes NRW (KiBiz) sind

fiir die der Landesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege (LAG FW) die Starkung der
Kitas als Bildungseinrichtungen, die Erméglichung
der Tragervielfalt vor dem Grundsatz der Subsidia-
ritat, die Gewahrleistung eines verlasslichen Bil-
dungs-, Erziehungs- und Betreuungssystems sowie
die Sicherung des Kindesschutzes und die Qualitat
der friihkindlichen Pddagogik. Es wird keine Ge-
setzesentwicklung vorgeschlagen, die den Fach-
kraftemangel manifestiert. Vielmehr hat die LAG
FW Eckpunkte formuliert, aus denen sich konkrete
MaRnahmen gegen den Fachkraftemangel entwi-
ckeln lassen.

Die Einrichtungs-
leitungen sollen als Managerin und Leitung multi-
professioneller Teams eine vollstandige Freistellung
und eine entsprechende Qualifizierung erhalten. Die
Anforderungen an die Leitung einer Kindertagesein-
richtung sind stetig gestiegen und erfordern entspre-
chende Qualifikationen und Zeitressourcen. Zu den
Aufgaben gehéren Organisationsentwicklung, Per-
sonalfiihrung, -gewinnung und -bindung sowie das
Steuern und Managen von zunehmend unterschied-
lich professionellen Teams.

Die Einrichtungsleitung muss dazu frei von der
praktischen padagogischen Arbeit mit den Kindern
agieren konnen. Eine Freistellung zur Fiihrung des
Teams jeder Einrichtung mit mindestens 39 Wo-
chenstunden ist darum unabdingbar. Die Stelle

muss mindestens zur Halfte mit einer Sozialpad-
agogischen Fachkraft besetzt sein. Zur Unterstiit-
zung der durchgangigen Fiihrung einer Einrichtung
bendtigt es eine standige stellvertretende Leitung
mit angemessener Freistellung. Zudem sollen Ver-
waltungsfachkrafte zur Unterstiitzung von Leitun-
gen und padagogischen Fachkraften in den Einrich-
tungen mitwirken.

Weiterhin soll das Fach-

kraftgebot zur Sicherung und Weiterentwicklung
der friihkindlichen Bildung gestarkt werden. Studien
belegen die positiven Auswirkungen einer hohen
Kita-Qualitat auf die Entwicklung der Kinder. Nach
internationalem Forschungsstand gehoren zur Kita-
Qualitat zwingend gut ausgebildete Fachkrifte, ein
guter Personal-Kind-Schliissel und eine angemesse-
ne GruppengroRe.
Der Fachkraft-Kind-Schliissel muss Fehlzeiten und
Zeiten fiir mittelbare padagogische Arbeit beriick-
sichtigen. Sie machen laut einer Berechnung der
GEW in Summe mindestens 33 Prozent der Arbeits-
zeit aus. Zusammen mit einer verlasslichen Siche-
rung der Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungs-
angebote wiirden diese MalRnahmen zur dringend
bendtigten Steigerung der Attraktivitat des Berufs-
feldes fiihren.

Die Ent-
wicklung von multiprofessionellen Teams erfordert
eine Definition und Aufgabenprofilierung der ver-
schiedenen Professionen einer Einrichtung:

Die Freie Wohlfahrts-
pflege hdlt gut aus-
gebildete Fachkrifte
und einen guten
Personal-Kind-Schliis-
sel fiir unbedingt
erforderlich
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Stephan Jentgens ist
Vorsitzender des LAG-
Arbeitsausschusses
Tageseinrichtungen
fir Kinder



« Das Arbeitsfeld muss weiterhin von sozialpadagogi-
schen Fachkraften, insbesondere der frithkindlichen
Padagogik, sowie von padagogischen Erganzungs-
kraften gepragt sein. Sie sind fiir die Gestaltung der
padagogischen Bildungsarbeit verantwortlich und
begleiten die friihkindlichen Prozesse.
Padagogische Zusatzkrafte gestalten die konzeptio-
nelle Arbeit mit. Hier konnen weitere padagogische
Berufsgruppen, Therapeuten und Therapeutinnen
die padagogische Arbeit bereichern.
Profilunterstiitzende Krafte als nichtpddagogisches
Personal mit entsprechender Grundlagenqualifizie-
rung unterstiitzen die padagogische Arbeit. Hier
kénnen weitere Berufsgruppen ihre spezifischen
Kompetenzen einbringen.

Alltagsunterstiitzende Krafte stehen zur Bewalti-
gung der zahlreichen nichtpadagogischen Aufga-
ben zur Verfiigung, Alltagshelfende, qualifizierte
Hauswirtschaftskrafte, Koche und Kéchinnen sorgen
eigenstandig fiir die Bereitstellung der Mahlzeiten.

Die prozessbegleitende
Fachberatungsoll noch starker Teil eines stiitzenden
Systems werden. Insbesondere folgende Aspekte ma-
chen die Fachberatung unabdingbar: Qualitatsent-
wicklung und Konzeptionsarbeit, Beratung und Un-
terstiitzung beim Aufbau multiprofessioneller Teams
sowie zu vielfaltigen Themen wie Kinderschutz, In-
klusion etc. Das Arbeitsfeld der Fachberatung sollte
mit einem empfohlenen Schliissel von 1zu maximal
25 Kindertageseinrichtungen ausgebaut werden.
Zukiinftig wird es wichtig sein, in der Qualifizierung
zur Fachlichkeit verschiedene Lern- und Ausbildungs-
formen so zu realisieren, dass regelmaRig geniligend
qualifizierte Personen die hohe Qualitat der friihkind-
lichen Bildung sicherstellen. Ein Grundgedanke sollte
dabei sein, dass sich die Fachlichkeit der Personen in
der Kita moglichst lebenslang weiterentwickelt. Was
die Gewinnung, Bildung und Bindung von Personal
angeht, muss die Kita den jeweiligen Sozialraum, die
Lebenswelten sowie Generationsperspektiven der sich
entwickelnden Fachkrafte bedenken, damit Inhalte,
Formen und Finanzierung der Aus- und Weiterbildung
sowie der Lebenshaltungskosten bedarfsgerecht sind.
Im Zentrum der Aus- und Weiterbildung stehen miis-
sen eine Vertiefung des Wissens um die Bedarfe von
Kindern im Alter von null bis sechs Jahren sowie die
friihkindliche Entwicklung und das friihkindliche Ler-
neninVerbindung mit den Bildungsgrundsatzen NRW.
Dabei miissen fiir ein durchldssiges Bildungssystem
Lernziele formuliert werden. In diesem System soll
formales, nonformales und informelles Lernen mog-
lich sein und anerkannt werden. Die Bestatigung von
Lernerfolgen soll durch die Trager im Zusammenwir-
ken mit offentlichen Stellen moglich sein. Hierzu
ware modulares Lernen an verschiedenen Lernorten
in analogen, hybriden und digitalen Settings im Rah-
men einer inhaltlichen Matrix geeignet.

Fiir eine Berech-

nung und Finanzierung der Kindpauschalen in den
Kindertageseinrichtungen sieht die LAG FW die
Orientierung an den KGSt-Berichten bei sachgerech-
ter Anwendung als positiv an. Eine an der realen
Kostenentwicklung orientierte Dynamisierung ist
eine notwendige Voraussetzung fiir ein neues Kin-
derbildungsgesetz. Allerdings haben sich in der An-
wendung der Fortschreibungsrate zentrale Probleme
herausgestellt, die einer Korrektur bediirfen:
Insbesondere die um 1,5 Jahre nachlaufende Anpas-
sung der Kindpauschalen fiihrt die Trager bei starken
Kostensteigerungen in groRe Finanzierungsschwie-
rigkeiten. Wichtig ware auch, die gesamten Kosten
eines Arbeitsplatzes (als Vollkostenrechnung) in der
Finanzierung abzubilden. Zusatzlich haben sich im
Bereich der Personalkosten folgende Notwendig-
keiten herauskristallisiert: In der Refinanzierung der
Leitungsfreistellung missen die Leitungskrafte voll-
umfanglich nach mindestens TV6D 513 vergiitet und
refinanziert werden. Sonstige Personal- sowie Aus-
fallkosten miissen bei der Refinanzierung beriick-
sichtigt werden. Fiir die Gewinnung neuer Fachkraf-
te muss eine deutliche Erhéhung der Pauschalen fiir
Ausbildung erfolgen. Die Finanzierung der Alltags-
helferfunktion muss im kiinftigen KiBiz verlasslich
verankert werden.
Auch fiir die Berechnung der Betriebskosten im Ki-
Biz muss die Anwendung der KGSt-Berichte ,,Kosten
eines Arbeitsplatzes“als Grundlage gelten.In Summe
ergibt sich hier ein Aufschlag von 25 Prozent der Be-
triebskosten auf die Personalkosten. Kritisch sieht die
LAG FW weiterhin die Begrenzung der Verwaltungs-
kosten auf maximal drei Prozent der Gesamtjahres-
Basisférderung. Grundsatzlich ist zu fordern, dass der
fiir einen Betrieb notwendige Verwaltungsaufwand
auch finanziert werden muss. Fiir die Trager von Ein-
richtungen muss eine planbare, transparente und
verlassliche Finanzierung gegeben sein.

Die
Belastungsgrenze der Trager im Hinblick auf die Ei-
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zunehmend
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nelle Teams im
Einsatz



JUGENDHILFE

genanteile ist Uberschritten, daher bendtigt es eine
Absenkung des Trageranteils. Derzeit kann kein Tra-
ger im Bereich der LAG FW die Eigenanteile sicher-
stellen, die nach KiBiz in der entsprechenden Hohe
vorgesehen sind, so dass in der Regel eine Unterstiit-
zung durch die Kommunen geschieht.

Notwendig ist auch eine klimatechnische Qualifizie-
rung der Kindertageseinrichtungen. Zukiinftige inves-
tive Programme miissen eine ausreichende Pauscha-
lierung fiir klimatechnische MalRnahmen vorhalten.
Die Sachkosten fiir eine klimaneutrale Betriebsfiih-
rung und Instandhaltungskosten miissen auf Grund-
lage aktueller Kosten angehoben werden, um eine
nachhaltige Qualifizierung der Gebaude zu erreichen.

Die derzeitige Finanzierung

des Teilhabebedarfes von Kindern mit Behinderung
aus Kindpauschalen des KiBiz (Einrichtungsleistung)
und der EGH (kindbezogene Leistung) bringt fiir die
Kita-Trager erhebliche Probleme und einen immensen
Verwaltungsaufwand mit sich. Eine groRe Herausfor-
derung besteht in der derzeitigen Regelung, dass die
Leistungen der Eingliederungshilfe als nachrangig zum
KiBiz betrachtet werden.
Diese problematische Betrachtungsweise flihrt dazu,
dass im Falle von nicht (vollumfanglich) erbrachten
KiBiz-Leistungen die EGH-Leistung von den Kita-Tra-
gern an die Landschaftsverbande zurlickgezahlt wer-
den muss. In der Konsequenz bedeutet dies, dass das
leistungsberechtigte Kind keine heilpadagogische
Forder- und Teilhabeleistung erhalt.

Es muss auf eine klare Abgrenzung beider Systeme
hingearbeitet werden, so dass es nicht weiter zu
Leistungsverlusten fir Kinder mit (drohender) Be-
hinderung kommt, und der Trager entsprechend des
tatsachlichen Teilhabebedarfes die KiBiz-Pauschale
fiir Personal- und Sachkosten zielgerichtet einsetzen
kann. Die Schaffung verbindlicher Rahmenbedingun-
gen fiir ein Absenken der Gruppenstarke ist im Hin-
blick auf die Teilhabe von Kindern mit (drohender)
Behinderung dringend erforderlich.

Die Erfiillung des Rechtsanspruches fiir alle Kinder
kann nicht auf Kosten der Kinder in der Tageseinrich-
tung und der Fachkrafte ausgetragen werden. Hier
muss es verlassliche Vorgaben geben, die bei Bedarf
eine Gruppenstarkeanpassung ermoglichen. Die Struk-
tur des Kinderbildungsgesetzes und die zeitgleiche An-
wendung des Landesrahmenvertrages zur Sicherung
der Teilhabe darf nicht zu Segregation beitragen.

FOTO: STADT KERPEN

Bildung spielt in
den Kitas eine
zentrale Rolle

Prasidium besucht Hoxter und die Landesgartenschau
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ie 214. Sitzung des Prasidiums des Stadte- und Gemein-

debundes NRW (StGB NRW) bot nicht nur herausfor-

dernde Themen, sondern auch ein einladendes Rahmen-
programm: Im schonen Hoxter im Weserbergland gab es die
Gelegenheit, einen Blick auf die aktuelle Landesgartenschau
und das Weltkulturerbe Kloster Corvey zu werfen. Im Rahmen
der Prasidiumssitzung begriiSte Hoxters Biirgermeister Daniel
Hartmann herzlich die aus ganz NRW angereisten Gaste und
berichtete liber die Erfahrungen der Kommune mit der Ausrich-
tung der Gartenschau. Hartmann sprach von einem enormen
Schub fiir die Stadt und ihre 30.000 Einwohner. Im historischen
Zentrum sei deutlich mehr Leben, sowohl Einzelhandel als auch
Gastronomie und Hotellerie verzeichneten Umsatzsteigerungen
zwischen 20 und 50 Prozent.
Insgesamt sind rund 50 Millionen Euro in die Stadtentwicklung
geflossen, unter anderem wurden FulRgangerzone, Flussprome-
nade und das Bahnhofsgeldnde erneuert. In drei Jahren wurde
geschafft, was sonst 30 Jahre gedauert hatte, heit es in einer
Mitteilung der Stadt. Begonnen hat die farbenfrohe Landes-
gartenschau am 20. April. Bis zum 15. Oktober besteht noch

die Chance sie zu besuchen. Als Dank fiir die Gastfreundschaft
Uberreichte Prasident Dr. Eckhard Ruthemeyer dem Hoxteraner
Biirgermeister eine Ehrenurkunde mit dem historischen Wap-
pendes Verbandes. Etliche Prasidiumsmitglieder nahmenim An-
schluss an die Sitzung die Gelegenheit wahr, der Gartenschau
einen Besuch abzustatten. Experten vom Verband GalLaBau-
NRW fiihrten die Gaste tiber das Gelande und erlauterten kennt-
nisreich die fachlichen Hintergriinde und Perspektiven.




Aus- und Weiterbil-
dung sind Schliisselgré-
Sen im Kampf gegen
den Fachkréftemangel

LY

Ausbilden gegen den
Fachkraftemangel

Um der erheblichen Personalknappheit in der Kinder- und Jugendhilfe und der
Dauerkrise im gesamten Sozialsektor abzuhelfen, muss in der Aus- und Weiter-
bildung weitsichtig gegengesteuert werden

ie Berufsgruppe der Sozialarbeit und Sozial-
Dpédagogik weist bereits heute bundesweit

die groRte Fachkrafteliicke im gesamten Be-
rufsspektrum auf. Der Fachkraftebedarf im sozialen
Sektor wird zukiinftig sogar noch steigen. Der stetige
Fachkraftemehrbedarf bei gleichzeitigem Fachkraf-
temangel stellt auch die Kinder- und Jugendhilfe in
NRW vor Herausforderungen.
Trotz eines Aufwuchses an Fachkraften in den vergan-
genen zehnJahrenvon gut50.000 Personen steigt der
Bedarf kontinuierlich an. Bezogen auf den Aligemei-
nen Sozialen Dienst (ASD) bestimmen ein permanen-
ter Krisenmodus sowie die chronische Uberlastung
des Systems nicht alleinin NRW, sondern bundesweit
die aktuelle Situation in den Jugendamtern.

Fachleute besorgt Neue Aufgaben und Anforde-
rungen im ASD ergeben sich nicht zuletzt durch ge-
setzliche Veranderungen wie beispielsweise aktuell
durch das Kinder- und Jugendstarkungsgesetz (KISG)
sowie das Landeskinderschutzgesetz NRW (LKiSchG
NRW). Fachleute aus Wissenschaft und Praxis dauRern
die Sorge, dass angesichts der personellen Unterbe-
setzung bei zunehmenden Aufgaben und steigenden
Anforderungen zentrale Aufgaben des ASD, zu denen
der Schutz von Kindern und Jugendlichen zahlt, nicht

inder gebotenen Form gewahrleistet werden kénnen.
Angesichts dieser Situation stellt sich die Frage nach
dem Verhiltnis von Ausbildungsangebot und Bedarf
in den Sozial- und Erziehungsberufen. Um den Be-
darf einschatzen zu kdnnen, ist ein Monitoring zum
aktuellen Fachkrafte(mehr)bedarf in NRW im Be-
reich der Kinder- und Jugendhilfe allgemein und im
ASD im Speziellen unabdingbar. Auf dessen Basis
kénnten Prognosen fiir den Handlungsbedarf im Be-
reich der Aus- und Weiterbildung abgeleitet werden.
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Dem

breiten Aufgabenspektrum sowie den hohen
fachlichen Anforderungen entsprechend ist
das Qualifikationsniveau der Fachkrafte im
ASD hoch. 93,8 Prozent der Mitarbeitenden
verfligen Uber einen (Fach-)Hochschulab-
schluss, lberwiegend vertreten sind Ab-
solventinnen und Absolventen der Sozialen
Arbeit. Einen hohen Akademisierungsgrad
weisen aber auch die Jugendsozialarbeit, die
ambulanten Hilfen zur Erziehung sowie die
Erziehungsberatung auf. Das Interesse am
Studiengang Soziale Arbeit ist groR. Er wird
hauptsachlich als Bachelorstudiengang an
Hochschulen fiir angewandte Wissenschaft
studiert und sieht als weitere Abschlussqualifikation
die staatliche Anerkennung vor.
Im Wintersemester 2021/22 lag er auf dem achten
Platz der am starksten nachgefragten Studiengan-
ge. Obwohl es landesseitig keine amtliche Statistik
gibt, welche die Bewerbungslage ins Verhaltnis zum
Studienplatzangebot setzen kann, gibt es Hinweise
darauf, dass die Bewerbungszahlen das Studienan-
gebot weit libersteigen. Zudem wird der Zugang zu
den Studienangeboten an den 6ffentlich refinan-
zierten Hochschulen durch einen Numerus clausus
(NC) oder hochschulspezifische Auswahlverfahren
beschrankt.

8000
7000
6000
5000
4000
3000
2000
1000

0

Bemerkenswert in diesem
Zusammenhang ist, dass das Studienangebot an
staatlichen und kirchlichen Hochschulen in NRW im
Zeitraumvon 2017 bis 2022 relativ konstant geblieben
ist bzw. in der Tendenz eher abnimmt. Ausbaubewe-
gungen verzeichnen dagegen die privaten Hochschu-
len, wie in Schaubild 1zu sehen ist. Gemessen an der
Gesamtanzahl der Studierenden im 1. Fachsemester
Ubersteigt der Anteil an Studienplatzen an &ffentli-
chen Hochschulen das Angebot an privaten Hoch-
schulen, auBer im Jahr 2018. Im Studienjahr 2018
waren in NRW mehr Studierende der Sozialen Arbeit
im 1. Fachsemester an privaten als an 6ffentlichen
Hochschulen eingeschrieben.
Bereits im Studienjahr 2019 zeigte sich hier jedoch ein
Riickgang der Einschreibungen, der sich bis zum Stu-
dienjahr 2020 fortsetzte. Ab 2021 verzeichneten die
privaten Hochschulen wieder steigende Einschreibe-
zahlen. Das Studienangebot der privaten Hochschu-
len fiir Soziale Arbeit tibersteigt in NRW allerdings
seit Jahren das Studienangebot der Hochschulen in
kirchlicher Tragerschaft.
Die Zahlen legen nahe, dass die steigende Nachfrage
nach Studienpldtzen fiir Soziale Arbeit zu mehr An-
geboten bei privaten Hochschulen gefiihrt hat. Ein
Trend, der auch bundesweit zu beobachten ist, gleich-
wohl Studienangebote an privaten Hochschulen fiir
die Studierenden kostenpflichtig sind. Haufigerals an
offentlichen und kirchlichen Hochschulen sind Studi-
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enangebote an privaten Hochschulen zulassungsfrei
und starker in dualen Formaten organisiert. Duale
Studienangebote setzen auf eine enge Verzahnung
der Lernorte Hochschule und Praxis und weisen ho-
here Praxisanteile im Studium auf. Dual Studierende
sind wahrend des gesamten Studiums regelmaRigin
den Praxisstellen anwesend und erhalten fiir die Mit-
arbeit in der Regel ein Entgelt. Ein Effekt kann eine
friihe Bindung an den Arbeitgeber sein.

Duale Stu-
dienangebote werden zunehmend von privaten Hoch-
schulen in Kooperation mit Kommunen angeboten,
die finanziell in der Lage und unter dem steigenden
Druck des Fachkraftemangels bereit sind, sowohl die
Entgelte fiir die dual Studierenden als auch deren Stu-
diengebiihren zu bezahlen. Zahlreichen Kommunenin
NRW, die nicht liber diese finanziellen Mittel verfiigen,
bleibt dieser Weg der Fachkrafteausbildung und -rek-
rutierung fiir den ASD und andere Dienste verwehrt.
Der anhaltende Fachkraftemangel wirkt sich auf die
Qualitat der Leistungen und Unterstiitzung fiir Kinder
und Familien aus. Ungleiche Lebensverhaltnisseinden
Kommunen werden so weiterbeférdert.

Aus Sicht der Hochschulen geht es beim Fachkrafte-
mangelin den Sozial- und Erziehungsberufen zum ei-
nen um die Ausbildung und Rekrutierung von genug
Personal, zum anderen stellt sich damit auch eine
»sozial-und professionspolitische Herausforderung”.
Daher hat die Konferenz der Landesrektorinnen und
-rektoren der Hochschulen fiir angewandte Wissen-
schaften in NRW (LRK HAW NRW) im Dezember 2022
eine Initiative gestartet und fordert neben anderen
MafRnahmen den Ausbau von (dualen) Studienplat-
zen an offentlichen (und 6ffentlich refinanzierten)
Hochschulen, ohne Standardabsenkung.

Adressiert wurden das Ministerium fiir Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration
(MKJFGFI NRW) sowie das Ministerium fiir Kultur und
Wissenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen (MKW
NRW). Der Initiative ist zu wiinschen, dass die Forde-
rungen von Seiten der Politik ernst genommen und
diskutiert werden.
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Seit Jahren sinkt in
NRW die Zahl der Stu-
dienpldtze fiir Soziale
Arbeit
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Der Gesetzgeber nimmt
gezielt die Bedarfe junger
Menschen mit Behinde-
rungen in den Blick

Herausforderungen der
Reformen des Kinder- und
Jugendhilferechts

ewaltschutzkonzepte in Einrichtungen, Be-

schwerdemoglichkeiten fiir Kinder, schnelle

Hilfe in Notsituationen — mit der Einfiihrung
des Kinder- und Jugendstarkungsgesetzes (KJSG) im
Jahr 2021 hat der Gesetzgeber die Kinder- und Jugend-
hilfe auf Zukunftskurs gebracht. Das neue Gesetz
starkt die Rechte von Kindern und Jugendlichen, die
in Jugendhilfeeinrichtungen oder in einer Pflegefami-
lie leben. Es fordert Pravention und Beteiligung und
nimmt dabei nun auch gezielt die Bedarfe von jungen
Menschen mit Behinderungen in den Blick. Was sozi-
alpolitisch grundsatzlich als sinnvoll und als Erfolg zu
bewerten ist, birgt féderale und kommunale Brisanz:
Die Umsetzung der Reform stellt die 6ffentliche Kin-
der- und Jugendhilfe vor eine der groRten Heraus-
forderungen der vergangenen 30 Jahre und beriihrt
sogar verfassungsrechtliche Grundfragen. ZweiJahre
nach Inkrafttreten des KJSG lohnt sich also ein diffe-
renzierter Blick auf die groen Spannungsfelder der
SGB VllI-Reformen.

Fir
die Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und
Jugendhilfe wurden durch das KJSG weitreichende
Verbesserungen im SGB VIII erwirkt. Ein Meilenstein
ist die Aufnahme des inklusiven Leitgedankens. Die

Rechte von jungen Menschen mit Behinderung er-
fahren eine konkrete Starkung, unter anderem durch
die grundsatzliche Verankerung der gemeinsamen
Betreuung von allen Kindern in der KiTa. Weitere
Schritte auf dem Weg zur inklusiven Kinder- und Ju-
gendhilfe sind durch das KJSG anvisiert: Ab 2024 wer-
den Familien von Verfahrenslotsinnen und -lotsen
bei der Inanspruchnahme von Eingliederungshilfen
unterstiitzt. Ab 2028 soll durch die Einflihrung der
Gesamtzustandigkeit der Kinder- und Jugendhilfe die
rechtliche Sonderstellung von jungen Menschen mit
Behinderungen ganzlich aufgehoben werden.

Auch der
Leitgedanke der Pravention kommt im neuen SGB
VIl starker zum Tragen: Mit Hilfe niedrigschwelliger
Beratungsangebote und unbiirokratischer Hilfe in
akuten Notlagen sollen Familien friihzeitig Zugang
zu Unterstiitzung erhalten und Uberforderungs-
situationen vermieden werden. Verbessert wurde
auch die Position von jungen Menschen in stationa-
ren Erziehungshilfen bzw. Pflegefamilien: Sie selbst
miissen keinen Beitrag zu den Unterbringungskosten
mehr leisten. Zudem wird die Beziehung zu den Her-
kunftseltern nun starker geférdert, unabhangig vom
Vorliegen einer Riickkehroption in die Familie. Struk-
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Vodcast "KLAR & DEUTLICH"

Michael Loher, Vorstand des Deutschen Vereins fiir 6ffentliche und pri-
vate Flirsorge e.V., kommentiert im Rahmen eines Video-Podcasts regel-

maRig aktuelle Themen. Folge 10
befasst sich mit dem steinigen
Weg zu einer inklusiven Kinder-

7 4 und Jugendhilfe. Im Webangebot

turen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in
Einrichtungen wurden ausgebaut, unter anderem
durch ein verscharftes Betriebserlaubnisverfahren
und verpflichtende Schutzkonzepte.

Gleichzeitig wurden Barrieren fiir die Kooperation
relevanter Akteure im Kinderschutz abgebaut, in-
dem beispielsweise meldende Tragende von Berufs-
geheimnissen nun zeitnah eine Riickmeldung zum
weiteren Verfahren erhalten. Zudem férdern neue
Maéglichkeiten zur Beteiligung eine faire und bedarfs-
gerechte Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe,
unter anderem durch die verpflichtende Einrichtung
von Ombudsstellen.

Die-
se Verbesserungen I6sten gleichzeitig einen hohen
Veranderungsdruck auf Seiten der Kommunen aus.
Besonders anspruchsvoll ist die geplante Implemen-
tierung der Verfahrenslotsinnen und -lotsen. Diese
sollen ab 2024 sowohl Familien beraten als auch das
Jugendamt bei der Schaffung inklusiver Organisa-
tionsstrukturen begleiten. Unterstiitzt wird dieser
Prozess durch die sogenannten ,Werkzeugkasten“ —
drei Teilprojekte im Auftrag des Bundesministeriums
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).
In diesem Rahmen haben Fachleute aus der Sozial-
wirtschaft Empfehlungen fiir ein Curriculum zur
Qualifizierung dieser Personen sowie digitale Unter-
stitzungstools fiir die Ausbildung und den Arbeits-
alltag der Fachkrafte entworfen. Diese Projekte sind
nahezu abgeschlossen; die digitalen Werkzeuge be-
finden sich bereits in der Umsetzung. Viele praktische
Fragen rund um den Einsatz der Verfahrenslotsinnen
und -lotsen sind jedoch noch offen: Wer bietet die
Aus- und Weiterbildung an? Wie werden die Stellen
tariflich eingruppiert? Wo finden sie ihren Platz in der
Jugendamtsstruktur? Bevor die Fachkrafte 2024 ihre
Arbeit aufnehmen kénnen, bleibt also (vor allem auf
kommunaler Ebene) noch einiges zu klaren.

Die ge-

plante Gesamtzustandigkeit der Kinder- und Jugend-
hilfe setzt voraus, dass bis 2027 Details durch ein noch
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Die offentliche Kinder-
und Jugendhilfe steht
vor enormen Heraus-

forderungen

zu entwickelndes Bundesgesetz bestimmt werden.
Besondere Anforderung dabei ist, dass damit keine
Veranderungen an Art und Umfang der Leistungen,
dem leistungsberechtigten Personenkreis oder der
Kostenbeteiligung fiir die dazu Verpflichteten erfol-
gen sollen. Fiir die Erarbeitung der Umsetzungsan-
forderungen, -optionen und -schritte hat das BMFSFJ
einen Beteiligungsprozess ins Leben gerufen. In der
AG ,inklusives SGB VIII“ beraten sich Expertinnen und
Experten der Kommunen, Lander und des Bundes mit
Fachverbanden und Selbstvertretungsorganisatio-
nen, flankiert durch einen Selbstvertretungsrat sowie
ein wissenschaftliches Begleitkuratorium.

Behandelt werden dort unter anderem die komple-
xen Fragen des Leistungstatbestands und Leistungs-
katalogs, der Bedarfsermittlung und der inklusiven
Hilfeplanung. Nordrhein-Westfalen steht bei der
Zusammenfiihrung der Leistungen fiir Kinder und
Jugendliche mit Behinderungen im SGB VIII (dhn-
lich wie der Freistaat Bayern) vor einer besonderen
Herausforderung: Hier sind bisher die Landschafts-
verbande fiir Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rungen nach dem SGB IX zustandig. Bei einer strikten
Zusammenfiihrung in den Jugendamtern der Kom-
munen mussten folgerichtig die Zustandigkeiten bei
den Landschaftsverbanden aufgel6st werden. Dar-
aus resultierende Veranderungsprozesse in den Per-
sonalbestianden und Organisationsstrukturen sind
umstritten, werden Zeit beanspruchen und (landes-)
rechtlich umfassende Neuregelungen erfordern. Da-
her setzen sich die kommunalen Spitzenverbande
fiir eine materiellrechtliche Regelung der Gesamtzu-
standigkeit ein, die auch der Sondersituation in Nord-
rhein-Westfalen und Bayern gerecht wird.

Klar ist:
Mehr Beratungs- und Unterstitzungsanspriiche,
hohere Anforderungen an Prozesse, Personal und
Infrastruktur, Beitragssenkungen auf Seiten der
Leistungsberechtigten — die SGB VIlI-Reform fiihrt
zu einem erheblichen finanziellen Mehraufwand
bei den kommunalen Leistungstragern. In der Praxis
ist dieser oftmals deutlich hoher, als in der Folgen-
abschétzung des Bundes angenommen wurde (vgl.
Dombert 2022, S. 571, 573). Wer diese Kosten letztlich
tragt, ist bislang offen. Zwar sind die Lander nach
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dem Konnexitatsprinzip grundsatzlich verpflichtet,
den Kommunen Mehrkosten zu erstatten, die ihnen
durch die Erfiillung staatlicher Aufgaben entstehen.
Ein solcher Anspruch besteht jedoch nur dann, wenn
die Aufgaben tatsachlich durch den Landesgesetzge-
ber, beispielsweise durch Erlass einer Rechtsverord-
nung, lbertragen wurden. Haben Lander, wie etwa
Mecklenburg-Vorpommern, zur Umsetzung der SGB
Vlil-Reform keine Anderungen in der Landesgesetz-
gebung vorgenommen, ist fraglich, wer die Mehr-
belastung tragt bzw. ob die kostenintensive Erweite-
rung der Aufgaben verfassungskonform ist.

Eine ent-
scheidende Rolle in dieser Frage nehmen derzeit
Schwerin und Rostock ein. Im Streit um die Kosten
haben die Stadte Verfassungsbeschwerde beim
Landesverfassungsgericht und beim Bundesverfas-
sungsgericht eingereicht. Sie argumentieren, dass
die kommunale Selbstverwaltung eingeschrankt
wird, wenn die Mehrkosten der Kommunen nur an-
teilig vom Land Gibernommen werden. Das Landes-
verfassungsgericht soll daher priifen, inwieweit das
Land zur vollstandigen Kostenerstattung verpflichtet
werden kann. Fir den Fall, dass das Konnexitatsprin-
zip nicht greift, soll das Bundesverfassungsgericht
klaren, ob eine etwaige Aufgabeniibertragung durch
den Bund auf die Kommune gegen das sogenannte
Durchgriffsverbot aus Art. 84 | (7) GG verstoRt. Der
Ausgang dieser Verfahren wird aktuell tiber die Kin-
der- und Jugendhilfe hinaus mit Spannung erwartet.

Neben den struktu-
rellen,,GroBbaustellen” der SGB VIII-Reform ergeben
sich ganz praktische Spannungsfelder aus Detail-
regelungen des Gesetzes. Ein Beispiel ist das neue
,Konsultationsverfahren® das einerseits zum Schutz
junger Menschen in AuslandsmaRBnahmen beitragt,
andererseits jedoch Jugendlichen in stationaren Er-
ziehungshilfen die Teilnahme an Klassenfahrten und

Ferienreisen erschweren kann. Solche ,,Nebenwir-
kungen® der gesetzlichen Neuregelungen bediirfen
der Beobachtung und gegebenenfalls der Nachbes-
serung. Um sie fachlich kompetent zu handhaben,
benétigen die zustandigen Fachkrafte vor allem Zeit
und Raum fiir Reflektion, Austausch und Weiterent-
wicklung. Fachkraftemangel und multiple Krisen-
lagen wie die Inflation und der Krieg in der Ukraine
bieten insofern schwierige Rahmenbedingungen fiir
eine gelingende Reform.

Das KJSG ist als politisches Bekenntnis zu einer zu-
kunftsfahigen Kinder- und Jugendhilfe im Interesse
junger Menschen und Familien zu werten. Mit dem
Inkrafttreten des Gesetzes allein wird dieses Be-
kenntnis jedoch nicht eingeldst. Vielmehr bedarf
es angesichts der vielfaltigen Herausforderungen
in den kommenden Jahren einer konzertierten An-
strengung auf allen Ebenen von Politik und Verwal-
tung, um die Kinder- und Jugendhilfe trotz widriger
Umstande auf Zukunftskurs zu halten. Auch der
Deutsche Verein fiir 6ffentliche und private Fiirsor-
ge eV. nimmt das Thema immer wieder auf seine
Agenda, zuletzt auf seiner Mitgliederversammlung
im September 2023 unter dem Motto ,,Inklusion ist
ein Gewinn fiir alle! — Chancen einer inklusiven Kin-
der- und Jugendhilfe®.
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Fachkrdfte brauchen
neben der pddagogi-
schen Arbeit Zeit und
Raum ftir Reflektion,
Austausch und
Weiterentwicklung

Quelle: Dombert, Matthias

(2022): Am Beispiel der
Kinder und Jugendhilfe:
Von sozialpolitischen
Wobhltaten und ver-
fassungsrechtlichen
Unzutraglichkeiten. In:
Nachrichtendienst des
Deutschen Vereins fiir

offentliche und private Fiir-

sorge e. V. (NDV) 12/2022,
S. 570-574.

AGFS NRW begrufst Juchen als neues Mitglied

ie Stadt Jiichen ist im September 2023 als 104. Mitglied in
die Arbeitsgemeinschaft fuRganger- und fahrradfreund-
licher Stadte, Gemeinden und Kreise in Nordrhein-West-
falen e. V. (AGFS NRW) aufgenommen worden. Oliver Krischer,
NRW-Minister fir Umwelt, Naturschutz und Verkehr, und Chris-
tine Fuchs, Vorstand der AGFS NRW, liberreichten Biirgermeister
Harald Zillikens (Mitte) die Mitgliedsurkunde. Ob eine Kommu-

ne auszeichnungswiirdig ist und als ,fulganger- und fahrrad-
freundlich“ gilt, entscheidet eine Auswahlkommission unter
Federfiihrung des Landes NRW. Jiichen liberzeugte mit einem
starken Team, das MalRnahmen fiir den Rad- und FuRverkehr
schnell umsetzt. Die Stadt ist auf einem guten Weg, die sich mit
dem Strukturwandel im Rheinischen Braunkohlerevier ergeben-
den Chancen zu nutzen und die Nahmobilitatsangebote in und
um Jiichen auszuweiten. So wurde mit den Planungen fiir den
Radweg ,Griines Band“ am Tagebaurand Garzweiler und fiir die
nahmobilitatsfreundliche ErschlieBung eines neuen Wohnquar-
tiers Jlichen/West friihzeitig begonnen.
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Die Landesjugenddmter
des LVR Rheinland und
des LWL Westfalen setzen
sich fiir den Schutz von
Kindern ein

Kinderschutz als gesamt-

gesellschaftliche Verantwortung

m 01.05.2022 ist das Landeskinderschutz-
gesetz NRW in Kraft getreten. Mit diesem
Gesetz wird die staatliche Aufgabe und Rolle
im Kinderschutz prazisiert, gleichzeitig wird Kinder-
schutz als gesamtgesellschaftliche Querschnitts-
aufgabe konkretisiert. Die Landesregierung verfolgt
mit diesem Gesetz das Ziel, Kinder und Jugendliche
besser vor Gefahrdungen fiir ihr Wohl zu schiitzen.
Die wichtigsten Regelungen fiir den Schutz und die
Entwicklung von Kindern und Jugendlichenin diesem
Gesetz sind:
« die Starkung der Rechte von Kindern und Jugend-
lichen
- die Verankerung von fachlichen Standards zur
Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindes-
wohlgefahrdung durch die ortlichen Jugendamter
einschlieflich Qualitatsberatung und Qualitats-
entwicklung
« dieEntwicklung und Implementierung von Schutz-
konzepten in Pflegeverhdltnissen und Einrichtun-
gen
- die Starkung der Zusammenarbeit relevanter Ak-
teurinnen und Akteure in den Netzwerken Kinder-
schutz (§ 9 LKSG).

Die Jugendamter in
Nordrhein-Westfalen werden bei der Umsetzung
dieser Regelungen durch das Land finanziell unter-
stlitzt (§ 12 LKSG) — unter anderem sind Mittel fuir die
Einrichtung der Koordinierungsstelle fiir die Umset-
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zung der Netzwerke Kinderschutz (§ 9 Abs.2 LKSG)
hinterlegt. Ziel des Netzwerks ist es, Rahmenbedin-
gungen fiir eine schnelle und effektive Zusammen-
arbeit bei moglicher Kindeswohlgefahrdung auch
lUiber die Kinder- und Jugendhilfe hinaus zu schaffen
sowie die kommunale Offentlichkeit iiber Verfahren,
Strukturen und Ansprechpersonen zu informieren.

Aufgabe der Netzwerke Kinderschutz (§ 9 Abs.3 LKSG)
ist insbesondere die strukturelle Vernetzung der mit
einer moglichen Kindeswohlgefdhrdung befassten
Stellen im Jugendamtsbezirk, um Absprachen zu Ver-
fahren gemal § 8a SGB VIl und § 4 KKG zu treffen so-
wie Transparenz liber Mitteilungswege und Ubermitt-
lung von Informationen im Kinderschutz herzustellen.

In den Netzwerken
vertreten sind nach § 9 Abs.4 die Jugendamter, ins-
besondere der Aligemeine Soziale Dienst, Trager von
Einrichtungen und Diensten der Kinder- und Jugend-
hilfe, insoweit erfahrene Fachkrafte (§§ 8a, 8b SGB
VI, § 4 KKG), Geheimnistragende nach § 4 KKG (z.
B. Arztinnen und Arzte, Psychotherapeutinnen und
-therapeuten), Schulen, Gesundheitsamter, Polizei-
und Ordnungsbehodrden, Familiengerichte, Staats-
anwaltschaften, Verfahrensbeistinde, Trager der
Eingliederungshilfe fiir Minderjahrige nach SGB IX
sowie Vertretungen des Netzwerks Friihe Hilfen nach
§ 3 KKG. Die Zusammenarbeit dieser Verantwortli-
chen — insbesondere mit dem ortlichen Jugendamt
—kann liber Kooperationsvereinbarungen verbindlich
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Annett Volmer ist
Fachberaterin Netz-
werkkoordination
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LVR-Landesjugendamt
Rheinland
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Jan Péter ist Fachbe-
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gestaltet werden. Zudem kénnen anonymisierte Fall-
konferenzen zur Erreichung der beschriebenen Ziele
des Netzwerks beitragen (§ 9 Abs3 LKSG).

Gerade in Kreisen mit mehreren kreisangehérigen
Jugendamtern kénnen bezirksiibergreifende Zusam-
menschliisse von Jugendamtern sinnvoll sein, um
Doppelstrukturen zu vermeiden und die Ressourcen
von einzelnen tUbergreifend tatigen Verantwortlichen
zuschonen. Eine solche interkommunale Zusammen-
arbeit ist rechtlich moglich (§ 9 Abs.1LKSG) und ggfs.
durch Vereinbarungen zu regeln, die auch die Zusam-
menarbeit der entsprechenden Koordinierungsstel-
len beschreiben (§ 9 Abs.2 LKSG).

Zu den Aufgaben der Koordinierungsstellen fiir Netz-
werke Kinderschutz gehdren nach § 9 Abs.2

« die fachliche Begleitung des Netzwerkes in seiner

Aufgabenwahrnehmung

« die Koordinierung von MaBnahmen zur Sicherstel-
lung der Netzwerkstrukturen, insbesondere der
Netzwerktreffen

die bedarfsgerechte Organisation regelmaRiger
(mindestens drei jahrlicher) Fortbildungsangebote
fiir die am Netzwerk Beteiligten aus Einrichtungen
und Berufsgruppen nach § 9 Abs. 4 (s. 0.) bzw. die
im Wirkungskreis des Netzwerkes tatigen Akteure
und Akteurinnen

die Vertretungin anderen Netzwerken und Arbeits-
gemeinschaften im Jugendamtsbezirk mit Beriih-
rungspunkten zum Kinderschutz sowie der damit
verbundene Informationstransfer.

Gelingenkann der
Schutz des Wohls von Kindern und Jugendlichen nur
auf der Basis eines kooperativen Zusammenwirkens
im Sinne einer Verantwortungsgemeinschaft zwi-
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schen dem Jugendamt und allen Einrich-
tungen und Diensten, die in Kontakt mit

Kindern, Jugendlichen und Eltern bzw.

Familien stehen — hierfiir braucht es le-

bendige, verbindliche und dauerhafte

Netzwerkbeziehungen.

Gemald § 85 SGB VIl stehen die Fachbe-
ratungen der Landesjugendamter Rheinland
und Westfalen-Lippe den Netzwerkkoordinie-
renden beim Auf- und Ausbau der Netzwerke Kin-
derschutz beratend zur Seite, bieten ulberortliche
Austauschformate sowie Fortbildungen und Veran-
staltungen zur Unterstlitzung der Netzwerkarbeit an.
Gemeinsam mit dem Ministerium fiir Kinder, Jugend,
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration rich-
ten beide Landesjugendamter am 07.12.2023 einen
ersten Fachtag fiir Netzwerkkoordinierende im Kin-
derschutz und deren Leitungskrafte in Dortmund
aus.

Erfolgreiche Herbsttagung der parteilosen
BUrgermeisterinnen und Burgermeister in Ahaus

Stabile Netzwerke unter-
stiitzen Familien dabei,

ftir das Wohlergehen ihrer

Kinder zu sorgen

ie Arbeitsgemeinschaft der parteilosen Biirgermeiste-
rinnen und Biirgermeister NRW hat in Ahaus die dran-
gendsten Themen der Kommunen diskutiert. Neben
organisatorischen Fragen standen vor allem die knappen Kom-
munalfinanzen, die schwierige Fliichtlingssituation und die un-
zureichende Schulfinanzierung im Fokus. Zudem standen der
Denkmalschutz, die Personalsituation in Kitas und in der OGS
und die kommende kommunale Warmeplanung auf der Tages-
ordnung. Die parteilosen Biirgermeisterinnen und Biirgermeis-

FOTO: STADT AHAUS

ter besetzen mittlerweile knapp 30 Prozent der kommunalen
Spitzenamter in NRW. Karola VoR, Biirgermeisterin der Stadt
Ahaus, hatte die Gaste zu Beginn der Tagung zu einer Smart
City Tour eingeladen und freute sich liber zahlreiche positive
Riickmeldungen. Christian Thegelkamp, Sprecher der Arbeits-
gemeinschaft und Biirgermeister der Gemeinde Wadersloh, re-
siimierte nach der Tagung: ,Die Jahrestagung der parteilosen
Biirgermeisterinnen und Biirgermeister ist immer wieder eine
wichtige Gelegenheit zum Austausch und zum Update zu The-
men, die alle Kommunen angehen. Darum
geht mein Dank an Christof Sommer und Dr.
Jan Fallack vom Stadte- und Gemeindebund
NRW fiir die vielfaltigen Informationen, die
wir auch in Ahaus wieder ,aus erster Hand*
bekommen haben.*
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Die Stadt Gummers-
bach hat ein eigenes
Team im ambulanten
Dienst aufgebaut

FOTO: STADT GUMMERSBACH
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Thomas Hein ist Fach-
bereichsleiter Jugend
und Familie der Stadt
Gummersbach

Gummersbach hilft lieber selbst

Im Jahr 2001 hat die Stadt Gummersbach damit begonnen, ambulante Dienste
in eigener Tragerschaft zu betreiben und sieht sich damit auf einem guten Weg

private gewerbliche Trager in den ambulanten Er-

ziehungshilfen tatig. Im Jahr 2001 hat sich die Stadt
vor dem Hintergrund von méglichen ,Scheinselbst-
standigkeiten“ dazu entschieden, erste eigene ambu-
lante Kréfte einzustellen. Begonnen wurde mit drei
Vollzeitaquivalenten. Recht frith wurde festgestellt,
dass erhebliche Unterschiede zwischen den freien
Tragern und den eigenen Fachkraften existieren, etwa
im Hinblick auf die durchschnittliche Laufzeit oder
die Zahl benétigter Fachleistungsstunden.
Im Rahmen des Starkungspakts NRW wurden in Gum-
mersbach Einsparpotenziale in den Fachbereichen er-
ortert. In der Folge hat die Stadt ab dem Jahr 2012
weitere ambulante Fachkrafte eingestellt, zu Beginn
fiinf weitere. Mittlerweile sind elf Vollzeitkrafte in
einem eigenen ambulanten Dienst organisiert, wel-
che vornehmlichim Bereich der sozialpadagogischen
Familienhilfe (SPFH), der Erziehungsbeistandschaft,
der sozialen Gruppenarbeit und der individuellen so-
zialpadagogischen Einzelfallhilfe tétig sind. Mehr als
die Halfte von 158 Fillen in Gummersbach wurden
2020 von eigenen Kraften bearbeitet (53,8 %).

I n Gummersbach waren urspriinglich vorwiegend

Zustand derambulanten Hilfen In der Fachlitera-

tur finden sich zu den Rahmenbedingungen der am-

bulanten Hilfen in Deutschland zahlreiche kritische

Beobachtungen. Im Folgenden nur eine Auswahl:

« Zum Teil sind keine sozialpadagogisch ausgebil-
deten Fachkrafte tatig, die den Anforderungen ge-
wachsen sind (vgl. Seithe/Heintz 2014, S. 147)
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»Einige Trager sind sogar dazu lbergegangen, ka-
pazitatsorientierte Arbeitsvertrage zu schlielRen,
die sich synchron zum Auftragsvolumen bewegen®
(Fleischmann 2014, S. 25)

Es besteht die Sorge, dass vereinbarte Fachleistungs-
stunden nicht ausreichen (vgl. Tolle 2016, S. 86)
Keine Entschddigung fiir den Einsatz des eigenen
PKW, bzw. ohne eigenen PKW keine Anstellung (vgl.
Conen 2014, S. 43ff)

Bezahlung, welche nicht dem Tariflohn entspricht, ist
haufig anzutreffen (vgl. Seithe/Heintz 2014, S. 154)
Die Mehrzahl der Beschaftigten in der Kinder- und
Jugendhilfe befindet sich in einem unbefristeten
Arbeitsverhiltnis im Offentlichen Dienst—70 % bei
freien Tragern, jeder siebte Beschaftigte zeitlich be-
fristet (vgl. Pothmann 2021, S. 46)

Die Zahl der in Vollzeit Beschaftigten in der ge-
samten Kinder- und Jugendhilfe betrug zuletzt nur
56 % (vgl. Fendrich 2019, S. 25)

Freie Trager sind von den Auftragen derJugendhilfe
abhangig; haufig zeitlich befristet und nicht immer
ausreichend finanziert (vgl. Pothmann 2021, S. 46)

Messbare Wirkung von Strukturen In der Lite-
ratur finden sich zudem vielfach kritische Stimmen
Uber die Rahmen- und Arbeitsbedingungen, unter
denen ambulante Hilfen zur Erziehung in Deutsch-
land geleistet werden. Gleichzeitig wissen wir jedoch,
dass die Strukturqualitat einen Einfluss auf die Wirk-
samkeit einer Hilfe haben kann. So weisen etwa Albus
et al. darauf hin, dass bestimmte Struktureninnerhalb
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einer Institution forderlich fiir effektive Hilfen sind. ,,Zu
den Variablen, die auf Wirkungen Sozialer Arbeit Ein-
fluss nehmen, gehoren nicht nur solche, die mit den
jeweiligen Adressaten und ihren Kontexten verbunden
sind, sondern auch die Bedingungen, unter denen Leis-
tungsprozesse von den Fachkraften gestaltet werden®,
stellte der Kommunalverband Jugend und Soziales aus
Baden-Wiirttemberg bereits 2012 fest.

Der Psychiater Michael Macsenaere vom Institut fiir
Kinder- und Jugendhilfe spricht von strukturalen

Wirkfaktoren: Diese seien fiir die Erbringung von
Hilfen zur Erziehung von Bedeutung. Und auch die
Landesarbeitsgemeinschaft der &ffentlichen und
freien Wohlfahrtspflege (LAGOF) hilt fest, dass die
Strukturqualitdt einen maRgeblichen Einfluss auf die
Wirkungen haben, welche eine ambulante Hilfe beim
Leistungsempfanger erzielen kann.

Bilanzin Gummersbach Auch die Stadt Gummers-
bach hat die Erfahrung gemacht, dass belastbare

TABELLEN (2):: STADT GUMMERSBACH

Bereits friih wurden
erhebliche Unter-
schiede zwischen den
freien Trigern und
den eigenen Fach-
kréften deutlich

Mit dem eigenen
ambulanten Dienst
fallen in der Regel
deutlich weniger
Kosten an
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Strukturen eine bessere Wirkung erzielen. Der Fokus
auf Qualitat zahlt sich aus. Und dies in mehrfacher
Hinsicht. Statistisch betrachtet fallt pro Fall eine
deutlich geringere Laufzeit an,im Jahr 2020 sogar nur
die Halfte (siehe Tabelle 1). Auch bei den Kosten ist die
Bilanz eindeutig: Unter Berlicksichtigung der Laufzei-
ten sind im eigenen ambulanten Dienst pro Einzelfall
sogar deutlich weniger als die Halfte der Mittel er-
forderlich (siehe Tabelle 2). Insgesamt kommt es zu
Minderausgaben von liber 600.000 Euro/Jahr.

Im Fachbereich setzen wir dabei auf Kompetenz und
Weiterbildung. In Gummersbach sind ausschlieBlich
Fachkrafte tatig, das heil’t mindestens ein Abschluss
auf Fachschulebene oder Studienabschluss im sozia-
len Feld. Die Personalfluktuation ist gering: Alle Fach-
krafte sind mehrals viereinhalbJahreim ambulanten
Dienst beschaftigt, ein Teil auch langer als sieben Jah-
re und ein weiterer Teil gar langer als 20 Jahre. Sieben
von elf Mitarbeitenden sind dlter als 45 Jahre und bie-
ten somit umfassende Berufserfahrung. RegelmaRi-
ge Fort- und Weiterbildung fiihrt auBerdem zu einer
hohen Methodenkompetenz. Jede Fachkraft verfiigt
mindestens liber eine Fort - oder Weiterbildung, zum
Beispiel Gewaltpravention, Marte Meo, Systemische
Beratung oder Familientherapie, Heilpraktiker fiir
Psychotherapie oder Ergotherapie, Triple P.

Die Arbeitsvertrage

unserer Fachkrafte sehen eine Arbeitszeit zwischen
8 und 20 Uhr vor, in Ausnahmefallen auch dariiber
hinaus. Die Beschaftigten verfiigen liber unbefris-
tete Arbeitsverhaltnisse. Bis auf eine Mitarbeite-
rin sind alle in Vollzeit tatig. Alle Mitarbeitenden
werden nach Entgeltgruppe S 14 (TVGD -VKA Suk)
entlohnt. Zudem legt die Stadt Wert auf eine zu-
verlassige Teamstruktur mit regelmaBigen Treffen
und Raum fiir kollegiale Beratung sowie Mitbestim-
mung. Dazu zahlen auch verpflichtende Supervision
sowie Teamtage. Die Teamleitung hat sich zum Ziel
gemacht, die Voraussetzungen fiir eine angereg-
te Reflexion zu schaffen. Neben der flankierenden
Teilnahme an der Weiterbildung ,,Neu in der SPFH*
(FH Miinster) durchlaufen neue Mitarbeitende eine
strukturierte Einarbeitung.
Wichtig fiir die Zusammenarbeit im Team sind au-
Berdem klare Vertretungs- und Urlaubsregelungen.
Bewahrt hat sich dariiber hinaus die enge Verzah-
nung mit den Sachbearbeitenden im ASD. Alle Mit-
arbeitenden arbeiten im ,Homeoffice® Lediglich die
Teamleitung besitzt ein eigenes Biiro im Rathaus,
welches jedoch auch von den anderen Fachkraften
genutzt werden kann. Besprechungsraume sind im
Rathaus vorhanden. Die Fachkrafte bekommen ein
eigenes Diensthandy und einen Laptop. Mobilitat ist
gewabhrleistet durch die Nutzung des eigenen Kraft-
fahrzeuges gegen Entschadigung nach Bundesrei-
sekostengesetz oder bei Bedarf den Zugriff auf den
stadtischen Fuhrpark.
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Bei der Jugendkonferenz der Stadt Bergkamen waren die Teilnehmenden mit grofSem

Engagement dabei

,Die Zukunft unserer
Stadt? Machen wir selbst!”

ommunale Jugendbeteiligung soll junge Men-

schen dazu ermuntern, sich aktiv fiir die Ent-

wicklung ihrer Gemeinde zu engagieren. Im
Rahmen der Einfiihrung des stadtischen Integra-
tionsmanagements ,.Bergkamen for all“ wurde dies
in Bergkamen bei einer Jugendkonferenz umgesetzt.
In unterschiedlichen Workshops, beim gemeinsamen
Kochen sowie im Gesprach mit der Lokalpolitik sind
Jugendliche einen Nachmittag lang unter dem Mot-
to ,Jugend gestaltet Zukunft“zusammengekommen.
Unter anderem wurde dabei auch diskutiert, wie
Bergkamen in Zukunft gestaltet werden kénnte, um
die Stadt lebenswerter zu machen.
Raum fiir die Veranstaltung bot die Volkshochschule,
in deren Raumen und Fluren die verschiedenen An-
gebote stattfanden. Organisiert wurde die Jugend-
konferenz von den Jugendlichen selbst — unterstiitzt
vom Bergkamen for all-Team. Allen Beteiligten war
wichtig, dass es nicht nur eine Veranstaltung fiir Ju-
gendliche, sondern von Jugendlichen sein sollte. Die
jungen Menschen wurden in die Entscheidungsrolle
gebracht und die Erwachsenen unterstiitzten sie le-
diglich als Dienstleistende.

Bei einem
ersten Treffen lernten die Jugendlichen sich unter-
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einander kennen, da verschiedene Arbeitsgruppen,
verschiedene Klassenstufen und Schulen sowie Teil-
nehmende aus Jugendverbanden und den stadti-
schen Jugendzentren vertreten waren. Gemeinsam
uberlegten die Jugendlichen in gemischten Grup-
pen, welche Themen sie spannend finden. Dabei
ergaben sich sieben Themenfelder, mit denen sich
die Jugendlichen bei der Konferenz beschaftigen
wollten: Klimawandel, Erndhrung & Kochen, Dis-
kriminierung & Alltagsrassismen, Kultur und eine
Jugendzeitung.

Um eine moglichst hohe Teilnehmendenzahl zu er-
reichen, war klar, dass es einen professionellen, vi-
suellen Auftritt fiir die Veranstaltung braucht sowie
eine Kommunikationsstrategie, die sicherstellt, dass
alle Zielgruppen erreicht werden. So wurden von
den Jugendlichen gemeinsam mit dem den Prozess
begleitenden Institut fiir soziale Innovation (ISI) aus
Dusseldorf ein Logo und diverse Kommunikations-
mittel wie Plakate, Flyer, Merchandise-Artikel und
eine Social Media-Kampagne entwickelt.
Jugendliche und Erwachsene wurden mit unterschied-
lichen Botschaften angesprochen. Die Jugendlichen
wurden aufgefordert, aktiv zu werden: ,,Die Zukunft
unserer Stadt? Machen wir selbst! Mach mit!“. Den
Erwachsenen wurde diese Frage gestellt: ,\Wie geht
es den Jugendlichen in unserer Stadt? Wenn Du mehr
erfahren und den jungen Menschen zuhdren willst,
komm zur Jugendkonferenz*. Mit diesen Slogans wur-
den zwei Wochen vor der Veranstaltung in Bergkamen
unterschiedliche Plakate aufgehangt und durch profes-
sionelle Promotionteams an den Schulen Flyer verteilt.

Nachdem die letzten
Vorbereitungen abgeschlossen waren, éffneten sich
nach einigen Wochen der Planung die Tiiren der Volks-
hochschule und schnell fiillte sich der groRRe Saal mit
Kindern, Jugendlichen, Eltern, GroReltern, Politikerin-
nen und Politikern. Im Anschluss starteten die Work-
shops und Angebote. Mitdem Thema Alltagsrassismus
setzten sich Jugendliche aus dem Bildungszentrum
Bergkamen auseinander. Die Teilnehmenden erfuhren
spielerisch, wo im Alltag Rassismus anfangt. Sie be-
richteten, ,,dass der Rassismus-Workshop immer voll
und gut besucht war und auch Kinder dabei waren*
Besonders spannend fanden sie es, ,wie meinungs-
stark die Kinder waren und wie sie den Erwachsenen
etwas gegen ihre Vorurteile entgegengesetzt haben.”

Aus der urspriingli-
chen Idee, eine Jugendzeitung zu produzieren, ent-
wickelte sich die Umsetzung eines Jugendblogs. Eine
»Schnippeldisko, halb Club, halb Kiiche, lud zum
gemeinsamen Kochen, Essen und Tanzen ein. An Ti-
schen schnippelten Jugendliche und ihre Eltern um
die Wette, um anschlieRend in den bereitstehenden
Woks unterschiedlichste Leckereien zu kreieren. Im
Eingangsbereich waren mehrere Angebote unterge-

bracht: Das Ideenland bot den Jugendlichen die Mog-
lichkeit, mit lokalen Politikerinnen und Politikern al-
ler Fraktionen ins Gesprach zu kommen, Wiinsche zu
auBern und Visionen fiir Bergkamen zu entwickeln.
Auf Stellwanden wurden die Ideen und Wiinsche ge-
sammelt. Doch auch das Kiinstlerische sollte nicht zu
kurz kommen: Bei einem Graffiti-Workshop konnten
sichdieJugendlichenim Taggen, Zeichnen und Malen
ausprobieren.

Am Ende stand eine
Reflexionsrunde mit den beteiligten Jugendlichen, in
der von den vielfaltigen und bleibenden Eindriicken
des Tages berichtet wurde. Nachdem sich die Veran-
staltung langsam aufloste, blieb ein Kreis erschopf-
ter, aber tibergliicklicher Organisatoren zuriick, véllig
lberwaltigt von dem, was gerade passiert war. Mit
solch einem Ansturm hatte vermutlich niemand im
Vorfeld gerechnet und der Erfolg bestatigte das Orga-
nisationsteam darin, dass Partizipation, Mitsprache
und vor allem Freude sowie eine gute Atmosphare
viel bewegen kénnen. Die Veranstaltung hatte einen
Zuspruch gefunden, mit dem niemand gerechnet
hatte. Am Ende sah man erschopfte, aber begeisterte
Gesichter bei allen, die sich fiir die Organisation und
denreibungslosen Ablauf dieser ersten Jugendkonfe-
renz eingesetzt hatten.
Die Erkenntnisse aus der Jugendkonferenz sind als
Best-Practice-Beispiele in ein Praxishandbuch ge-
flossen, das als Blaupause fiir Projekte und Prozes-
se (nicht nur) der Jugendbeteiligung in Bergkamen
dienen kann. Dem hohen Stellenwert, den das SGB
VIl der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen zu-
misst, wird somit ausreichend Rechnung getragen.

Kinder, Jugend-
liche, Eltern,
Grofseltern,
Politikerinnen
und Politiker
brachten ihre
Ideen ein

Mit Konzentration
und Freude an der
Gestaltung arbeite-
ten die Jugendlichen
in den verschiedenen
Workshops
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JUGENDHILFE

Mit einem Masterplan zu 500
neuen Kita-Platzen in vier Jahren

arz 2019: In Arnsberg fehlen 398 Betreu-

ungsplatze fir Kinder unter sechs Jahren,

die Stadt kann dem gesetzlichen Anspruch
auf einen Betreuungsplatz nicht gerecht werden. Zu
diesem Zeitpunkt leiten Verwaltung und Kommunal-
politik im Schulterschluss die entscheidende Wende
ein, um diesen Missstand schnellstmoglich abzubau-
en und fiir die jlingsten Menschen in Arnsberg den
rechtlich zugesprochenen Weg in die friihkindliche
Bildung moéglich zu machen.
Der Rat der Stadt Arnsberg beschlie3t am 3. April 2019
einen MalRnahmenkatalog fiir den Ausbau der Arns-
berger Betreuungslandschaft fiir Kinder im Alter von
null bis sechs Jahren. Grundlage dafiir ist der erstmals
vorgelegte ,Masterplan Kita“ Dieser umfasst mehre-
re ausschlaggebende Ergebnisse:

« einer Elternbefragung aus 2018

« des zu der Zeit neu aufgelegten kommunalen De-
mografieberichts

« des komprimierten Betreuungsplatz-Anmeldever-
fahrens fiir das Kindergartenjahr 2019/20 und
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« der Begehung der 15 eigenen stadtischen Kinder-
tageseinrichtungen.

Keine rosige Ausgangslage zu dieser Zeit: Die Arns-
berger Betreuungslandschaft ist 2019 quantitativ
nichtausreichend, die Demografiezahlen erreichenin
den Jahren 2018/19 einen Hochststand an Geburten
und die stadtischen Kindertageseinrichtungen sind
zu einem Drittel in einem baulich nicht zukunftsfa-
higen Zustand.

Von nun an steht der quantitative Ausbau der Betreu-
ungspladtze im Fokus, mit mehreren MaBnahmen.

Insbesondere elf
GroRprojekte, die jeweils den Neubau einer Kinder-
tageseinrichtung oder das Erweitern umfassen, sor-
gen fiir insgesamt 435 geschaffene Betreuungsplat-
ze im Bereich der institutionellen Betreuung. Neben
der sofortigen Umsetzung von zwei dreigruppigen
Modul-Kitas im Stadtgebiet wurde unter anderem
auch die erste Bauernhof-Kita in NRW in Arnsberg
eingerichtet. Wahrend des Ausbaus wurde zudem

Die Stadt Arnsberg
hat in elf GrofSprojek-
ten Kitas neu gebaut
oder erweitert und
damit insgesamt 435
Betreuungsplitze
geschaffen

A\

Fabian Schrieck ist
Fachdienstleitung
Kindertagesbetreuung
bei der Stadt Arnsberg
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ein neuer Kita-Trager in Arnsberg etabliert, so dass
auch die Angebotslandschaft fiir die Eltern erweitert
werden konnte.

Stirkung der Kindertagespflege Dariiber hin-
aus wurde der Bereich der Kindertagespflege schon
2019 durch das Aufsetzen eines Aktionsprogramms
professionalisiert. Im Rahmen des Bundesprojekts
ProKindertagespflege wurden weitere MaBnahmen
realisiert, um die Tagespflegepersonen vor Ort besser
zu unterstiitzen. Mittlerweile hat sich das Angebot
im Bereich der Kindertagespflege in Arnsberg nahe-
zu vollstandig verandert. In Zahlen bedeutet das: Es
haben sich sieben GroBtagespflegestellen gegriindet
—eine neue Art der Betreuung fiir Arnsberg. Von 2019
bis 2022 stiegen die Betreuungsstunden im Bereich
der Kindertagespflege um circa 108.000 Stunden.
Dies entspricht etwa 68 Vollzeitbetreuungen. Die
Arnsberger Kindertagespflegepersonen haben mitt-
lerweile fast alle die hochste Qualifizierungsstufe
nach dem Qualifizierungshandbuch Kindertages-
pflege. Es wurden themenspezifische Fachtage orga-
nisiert, um beispielsweise die Themen Kinderschutz
und Bildungsdokumentation bei allen Kindertages-
pflegepersonen zu verankern. Es kénnen nun auch
Kinder mit Behinderung von geschulten Tagespfle-
gepersonen betreut werden.

Alle Rechtsanspriiche erfiillt Der Betreuungs-
platzausbau war ein voller Erfolg und hat sich seit
2019 durchgehend positiv entwickelt: Wahrend im
Marz 2019 noch 398 unversorgte Betreuungsbedarfe
gemeldet waren, lag der Fehlbedarf ein Jahr spaterim
Marz 2020 bei nunmehr 204 Platzen. Der Trend fiihrte
sich fort: Im Marz 2021 waren es noch 158 unversorgte
Bedarfe, ein weiteres Jahr spater 74. Seit Marz 2023
kénnen alle Rechtsanspriiche erfiillt werden.

So hat Arnsberg in rund vier Jahren rechnerisch 503
zusatzliche Betreuungsplatze geschaffen. Die Betreu-
ungslandschaft ist bunter geworden. Eltern haben
nun erstmals die Moglichkeit, von ihrem eigentlich
vorgesehenen Wunsch- und Wahlrecht ernsthaft Ge-
brauch zu machen.

Nachdem der erste Masterplan 2019 vorgelegt wurde,
hat die Verwaltung eine Fortschreibung im Jahr 2021
realisiert. Die andauernde Entwicklung der Betreu-
ungslandschaft umfasst nun auch eine Neufassung
im Herbst 2023.

Gruppenstirken absenken Auch wenn der
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz in Arns-
berg nun erstmals erfiillt werden konnte, ist ein wei-
terer Ausbau vorgesehen. Die Nutzung von Uberbe-
legungsplatzen soll zukiinftig tatsachlich auch nurin
Ausnahmefallen realisiert werden. Statt zusatzliches
Personal fiir die integrative Betreuung in Kinderta-
geseinrichtungen einzusetzen, soll es auch méglich
werden, die Gruppenstarken abzusenken. Und daru-
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ber hinaus sollen Platze freigehalten werden, um den
unterjahrigen Bedarf zu decken.

Der Masterplan Kita hat in Arnsberg fiir eine trans-
parente Darstellung des Verwaltungsengagements
gesorgt und durch die Unterstiitzung der Kommu-
nalpolitik konnten gesetzte Zwischenziele bereits
erreicht werden. Nun soll die Betreuungslandschaft
fiir Kinder im Alter von null bis sechs Jahren auch qua-
litativ noch weiter verbessert werden. {

Der Eingangs-
bereich in der
Kita ,Strolche ist
bunt und fréhlich
gestaltet

Die Modul-Kita
,Hustenzwerge" mit

55 Betreuungspldtzen
war innerhalb von fiinf
Monaten betriebsbereit
- eine Sofortlosung
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Wermelskirchens
Biirgermeisterin
Marion Liick (2v.r)
stellte die Notfall-
informationspunkte
im Dezember 2022
zusammen mit dem
Team der Presse vor

Gemeinde und Gemeinden Hand
in Hand fur den Ernstfall

in langerer, flichendeckender Stromausfall, der

Ausfall von Internet und Handynetzen, Starkre-

gen und andere Ereignisse konnen das 6ffentli-
che Leben aus dem Gleichgewicht bringen und wich-
tige Infrastrukturen der allgemeinen gemeindlichen
Daseinsvorsorge gefahrden. Durch die Haufung der
Krisenlagen in der jiingsten Vergangenheit sind diese
Szenarien wieder in den Fokus gelangt und stellen
die Gemeinden vor besondere Herausforderungen.
Insbesondere die Kommunikation zu und mit der Be-
volkerung im Notfall ist ein Kernelement der Ereig-
nisbewaltigung, so dass hierauf ein besonderes Au-
genmerk gelegt werden muss. Doch wie gelingt dies
unter widrigen Bedingungen, zum Beispiel bei einem
Stromausfall, und wenn die Kommune ohnehin nicht
viele Personalressourcen zur Verfiigung hat?
Die Stadt Wermelskirchen hat fiir diese Herausfor-
derung einen besonderen Weg beschritten und setzt
beim Aufbau der sogenannten Notfallinformations-
punkte (NIP) und Katastrophenschutz-Leuchttiirme
auf ein Miteinander verschiedener Gemeinschaften
und Vereine, die gemeinsam mit der Stadt NIPs auf-
bauen und betreiben kénnen.
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In einem ersten Schritt wurde in den
Siedlungsflichen nach Gemeindehdusern oder an-
deren geeigneten Gebauden gesucht, um dort einen
NIP installieren zu kdnnen. Die Betreiber der jewei-
ligen Gebdude — vorwiegend Kirchengemeinden
unterschiedlicher Konfession — wurden danach zu
einem Informationsabend eingeladen, um dort das
Konzept kennenzulernen. GleichermaRen wurde an

Dieser Artikel kann das umfangrei-

che und vielschichtige Projekt nur in

groben Ziigen darstellen. Fir weitere
Fragen steht der Autor gerne zur Verfiigung.
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Alex GroR

Feuer- und Rettungswache Wermelskirchen
Am Bahndamm 112

42929 Wermelskirchen

Tel: 02196-72850

E-Mail: a.gross@wermelskirchen.de
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diesem Abend auch die grundlegende Bereitschaft
zur Mitarbeit in diesem Konzept erfragt. Die Bereit-
schaft zur Mitarbeit der Gemeinden war liberwalti-
gend, so dass in einem zweiten Schritt jedes in Frage
kommende Gebdude anhand eines Erhebungsbo-
gens gepriift wurde. Untersucht wurden die grund-
satzliche Eignung als NIP und ggf. als Leuchtturm
sowie weitere Besonderheiten des Gebdudes. Im
Ergebnis konnten fiir das Stadtgebiet Wermelskir-
chen insgesamt 14 NIP in die Umsetzungsplanung
aufgenommen werden.

Ausstattung und Fahigleiten Die Grundidee des
zweistufigen Konzeptes (1. NIP und 2. Leuchtturm) ist,
eine moglichst einfach zu errichtende Anlaufstelle fiir
die Bevolkerung zu etablieren, die sich méglichst nah
am eigenen, bekannten Wohnumfeld befindet und
optimalerweise durch bekannte Gesichter aus der
Nachbarschaft betrieben wird.

Die Grundfahigkeiten des NIP sind:

+ Ubermitteln eines Notrufes (bei Ausfall der Telefon-
infrastruktur)

« Ausgabe von offiziellen Lageinformationen und
Verhaltensanweisungen an die Bevolkerung

« Sammeln von Lageinformationen aus dem NIP-
Bereich fiir die libergeordnete Fiihrungsstruktur.
Dies kann je nach Ereignis zum Beispiel ein Stab fiir
auBergewdhnliche Ereignisse (SAE) sein, aber auch
die Einsatzleitung der Feuerwehr (siehe Diagramm
S.26).

Die Personalausstattung eines NIP ist mit zwei bis
maximal drei Personen festgelegt. Um die ,,Hoheit-
lichkeit” in den NIPs zu gewahrleisten, wird jedem
NIP ein Mitarbeitender der Stadtverwaltung zugeteilt
—bestenfalls mit direktem Wohnortbezug zum jewei-
ligen NIP. Sofern im Ereignisfall nicht alle vorgeplan-
ten Personen der Verwaltung verfiigbar sind, kénnen
Einzelne auch mehrere NIPs betreuen.

Die NIP erhalten eine kleine technische Ausstat-
tung, um bei Infrastrukturschaden handlungsfahig
zu sein. Diese besteht im Kern aus einem tragbaren
Stromerzeuger, einer 20-Liter-Kraftstoffreserve, Hin-
weisbanner und Schildern, Notbeleuchtung und vier
Kisten (1. Kommunikation, 2. Elektromaterial, 3. Ver-
waltungsmaterial, 4. Verpflegung).

Die Kommunikationseinrichtung beinhaltet ein Funk-
gerat nebst Ladegerat, welches an die Fernmelde-
zentrale der Feuerwehr Wermelskirchen angebun-
den ist. Die funktechnische Abdeckung war bereits
bei der initialen Priifung der NIP-Standorte ein Priif-
kriterium. Die weitere Ausstattung beinhaltet ein
Handbuch mit Hinweisen und Checklisten, ein Not-
rufabfrageprotokoll, diverse Stromkabel, Erste Hilfe-
Material sowie haltbare Verpflegung fiir das NIP-Per-
sonal in den ersten acht bis zwdlf Stunden. Die NIPs
dienen der Informationsaufnahme und -weitergabe,

1 ‘m I'|
Notfall-
Infopuniki

Alex Grofs erldutert

die Ausstattung und
Funktion der Notfall-
informationspunkte

Banner weisen die
Bevdlkerung auf einen
Notfallinformations-
punkt hin

) Die Bereitschaft zur Mitarbeit in
den Gemeinden war Uberwaltigend

nicht jedoch zum dauerhaften Aufenthalt vieler Per-
sonen. Diese Fahigkeiten werden in der Stufe zwei
bei den sogenannten Katastrophenschutz-Leuchttiir-
men angesiedelt.

Leuchttiirme Bei der Priifung der NIP im Stadtge-
biet Wermelskirchen wurden auch bereits besonde-
re Moglichkeiten im Hinblick auf die Errichtung bzw.
die Erweiterung eines NIP zu einem sogenannten
Leuchtturm am gleichen Standort gepriift. Hierbei
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lag der Fokus insbesondere auf der Aufenthalts-
qualitat fir die Bevolkerung, dem Vorhandensein
von verschiedenen Raumen und Mobiliar sowie auf
den technischen Gegebenheiten der Wasserversor-
gung und -entsorgung, Art der Heizung etc. Auch
diese Analyse eroffnet viele Moglichkeiten, die la-
geangepasst eingesetzt werden -
kdnnen. Zum Beispiel kdnnten
im Falle einer Gasmangelsitu-
ation in einigen NIPs Warme-
raume betrieben werden, da
die Gebdude mit alternativen
Energietragern geheizt werden.
Andere Gebaude wiederum bie-
ten Méglichkeiten der Lagerung
und Ausgabe von Hilfsgitern.

Die Nutzung der
Raumlichkeiten von vorwiegend
religios gepragten Gemein-
schaften wurde zu Beginn des
Projektes kritisch hinterfragt.
Die Zusammenstellung der NIPs
besteht daher nicht nur aus Ge-
meindehausern, sondern um-
fasst selbstverstandlich auch
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Zur Ausstattung eines NIP
gehoren unter anderem
Technikkisten und Kraft-
stoffkanister

prominente Orte wie das Rathaus. Ganz bewusst
wurde auf die Nutzung von Feuerwachen und Gera-
tehausern der Feuerwehr als NIPs verzichtet, um eine
klare Aufgabentrennung — auch fiir die Bevélkerung
—zu etablieren.

Dertatsachliche Mehrwert dieser Partnerschaft
der Gemeinde und den Gemeinden ist das Erschlie-
Ren von Infrastrukturen und weiteren Helfern (aus
den Gemeinden) sowie die Kanalisierung der vorhan-
denen Hilfsbereitschaft in eine vorgeplante und fiir
die Gemeinde flihrbare Struktur. Diese Struktur wird
in Wermelskirchen dauerhaft etabliert und durch
einen sogenannten ,Leuchtturmkoordinator” part-
nerschaftlich mit den Gemeinden schrittweise aus-
gebaut. Die konzeptionelle Umsetzung wird durch
die Stabsstelle ,Stddtisches Krisenmanagement®
der Stadt Wermelskirchen verantwortet. Durch die
Besetzung der Stelle mit einem Feuerwehrbeamten
flieRen hier Expertise aus dem Bevdlkerungs- und Ka-
tastrophenschutz sowie eine gute Verzahnung in die
Gefahrenabwehr ein.

Wesentliche Aspekte der dauerhaften Ein-

satzfahigkeit der NIPs bzw. der Leuchttiirme sind
ein regelmaliger Austausch sowie konkrete Aus-
bildungs- und Ubungsangebote. Zu diesem Zweck
werden in den NIPs Workshops abgehalten, um
den Umgang mit der Technik sowie die Nutzung der
Handbiicher und Checklisten zu erlernen. Dariiber
hinaus ist geplant, die NIPs im Rahmen der soge-
nannten Warntage der Bevolkerung weiter bekannt
zu machen. Weiterhin ist auch eine Nutzung von
NIPs aulRerhalb von Katastrophenszenarien wie zum
Beispiel als Anlaufstelle beim Fund einer Weltkriegs-
bombe sinnvoll und tragt zur Etablierung des Systems
bei. AuBerdem kann Uber die vorbereiteten NIP- und
Leuchtturmbetreibenden, die sogenannten Leucht-
turm-Eltern, der wichtige Bereich der Selbsthilfe-
fahigkeit einer breiteren Bevolkerung nahergebracht
werden. Hierzu konnten zukiinftig Infoabende und
Workshops im Themenbereich Krisenvorsorge in den
NIPs abgehalten werden.
Im Falle eines groRen Schadenereignisses ist zu-
nehmend mit sogenannten Spontanhelfenden zu
rechnen, die ebenfalls einen wertvollen Beitrag zur
Ereignisbewaltigung liefern konnen, sofern dieser
Personengruppe sinnvolle Aufgaben libertragen wer-
den kénnen. Eine mogliche Schnittstelle zu Spontan-
helfenden sind daher auch NIPs und Leuchttiirme.
Hier kénnen Hilfsangebote von Personen aufgenom-
men und ggf. auch Hilfsgesuche kanalisiert werden.
Fur die Gibergeordnete Fiihrungsstruktur bietet sich
somit eine bereits etablierte Struktur.

| wermelskirchen.de
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Datenschutz-Grundverordnung
(DS-GVO) / Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG)

Begriindet von Dr. Hans-Jirgen Schaffland und Noeme Wiltfang, be-
arbeitet von Dr. Hans-Jirgen Schaffland, Gabriele Holthaus und Dr.
Astrid Schaffland, 2023, Loseblatt-Kommentar, Jahresabonnement
136 Euro. ISBN 978-3-503-17404-1, Datenbank im Jahresabonnement
333,84 Euro inkl. MwsSt., ISBN 978-3-503-17483-6, im Jahresabonne-
ment fiir Bezieher des Loseblattwerkes 100,20 Euro inkl. MwSt., ISBN
978-3-503-17484-3, ERICH SCHMIDT VERLAG, Bestellmdglichkeit un-
ter www.esv.info, www.datenschutzdigital.de

Wer darf welche Daten wie verarbeiten? Der Schutz personenbe-
zogener Daten und die Sicherung datenverarbeitender Betriebs-
prozesse ist ein Schliisselthema der Digitalisierung - doch auch in
der jiingsten Krisenlage hat der Datenschutz Unternehmen aller
GroRen neu herausgefordert: Welche Risiken bergen z.B. externe
Zugriffe aus dem Homeoffice oder wie ist mit persénlichen Ge-
sundheitsdaten umzugehen, die das gesamte Unternehmen be-
treffen? Der Band von Schaffland und Wiltfang gibt dazu hilfreiche
Hinweise.

Man schafft Rechtssicherheit in Organisationen, starkt den Schutz-
schild gegen Leaks und erhohte BuRgeld-/Haftungsrisiken. Laufend ak-
tuell erganzt, ist man konsequent auf neuestem Stand. Enthalten sind

- eine vollstandige Kommentierung der DS-GVO und des BDSG fiir
alle typischen Konstellationen in der Praxis sowie

- einschlagige Regelungstexte der Landesdatenschutzgesetze sowie
vom BDSG tangierter Gesetze.

Fur alle typischen Praxisfragen stehen Beispiele, Muster, Formulie-
rungsvorschlage und Checklisten bereit.

Inhalt der 5. Lieferung

Diese Lieferung enthalt ein weiteres Update um zwischenzeitlich

veroffentlichte Rechtsprechung und Literatur.

- Im Ordner DS-GVO sind die umfassenden Erganzungen des Art. 6
(Zulassigkeit Datenverarbeitung) und zu Art. 16 (Recht des Betrof-
fenen auf Berichtigung seiner ihn betreffenden Daten) sowie des
Art. 82 (Haftung und Recht auf Schadenersatz), hervorzuheben.

- Art. 83 Rdn. 4 nennt eine Fundstelle, die Praktiker interessieren
wird: Einen umfassenden Uberblick der Gerichtsentscheidungen
zum Schadenersatzanspruch hat Leibold erstellt mit dem aktu-
ellen Stand vom 27.1.2023 (ZD-Aktuell, 2/2023 = ZD-Aktuell, 2023
01044). Als hilfreich erweisen kann sich auch der Uberblick zur
Hohe des (zugesprochenen) Schadenersatzes mit dem aktuellen
Stand vom 27.1.2023 (a. a. O., 01046).

- Zum Kundendatenschutz, u.a. zum Online-Tracking/Online-Mar-
keting, Direktmarketing, Bonitatspriifung/ Factoring hat Menke
(Handbuch Kundendatenschutz, ESV) eine fiir die Praxis sehr
wertvolle Arbeitshilfe veréffentlicht. In diesem Handbuch werden
unter anderem einzelne Normen der DS-GVO sowie der hierzu er-
gangenen Erwadgungsgriinde kommentiert. Dies erfolgt auch vor
dem Hintergrund, dass in der juristischen Diskussion teilweise
Ansichten vertreten werden, die mit den Regelungen der DS-GVO
nicht oder nur schwer vereinbar sind.

- Wichtigim Ordner BDSG sind die zusatzlichen Erlauterungen zu § 26.

Empfehlung der Herausgeber: Wer sich mit einer Frage zu einzelnen
datenschutzrechtlichen Vorschriften befasst, der sollte sicherheits-
halber das mehr als 60 Seiten umfassende Stichwortverzeichnis

Kommunaler Kongress zur Wirtschaftim Wandel

irtschaftsforderung in Zeiten von Transformation —

wie bleiben Kommunen attraktiv? So die Leitfrage

des diesjahrigen Kongresses der kommunalen Wirt-
schaftsforderung. Rund 150 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
diskutierten im Wissenschaftspark Gelsenkirchen mit Fachleu-
ten aus Politik, Wissenschaft und Wirtschaft die anstehenden
Herausforderungen. Die stellvertretende Ministerprasidentin
Mona Neubaur, Ministerin fiir Wirtschaft, Industrie, Klima-
schutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen, diskutier-
te mit kommunalen Vertretern, wie Stadte und Gemeinden in
Zusammenarbeit mit 6rtlichen Unternehmen den anstehenden
Wandel am besten bewadltigen kénnen. Einig waren sich alle
Beteiligten, dass die Kommunen bei Transformationsprozessen
wie Energiewende und Digitalisierung eine Schliisselrolle ein-
nehmen: Die Schaffung zukunftsfahiger Bedingungen vor Ort
steigert nicht nur die Attraktivitdt der Gemeinde, sondern auch
die wirtschaftliche Entwicklung. Der Kongress dient regelma-

Big als hilfreiche Plattform fiir den Austausch von Ideen und
bewahrten Verfahren. Veranstaltet wurde die Tagung von den
drei kommunalen Spitzenverbanden in NRW, dem Wirtschafts-
forderungs- und Entwicklungsgesellschaften in NRW e.V. sowie
NRW.Global Business.
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(Kz. 0015) einsehen, um sich zu vergewissern, ob es zu dieser Frage
weitere Fundstellen gibt.

Inhalt der 6. Lieferung

Diese Lieferung enthalt ein weiteres Update zu den Vorschriften der

DS-GVO. Besonders zu erwahnen sind:

- Die umfassenden Einfligungen zu Art. 15 (Auskunftsrecht der Per-
sonen, liber die Daten von Verantwortlichen gespeichert sind).
Dies ist deshalb notwendig, da mit dem mit Inkrafttreten der
DSGVO das Datenschutzbewusstsein der Biirger erheblich ge-
stiegen ist und damit ihr Interesse, welche Daten von ihnen ge-
speichert worden sind.

- Dies gilt auch fiir die Ergdnzungen zu Art. 5 (Grundsatze fiir die
Verarbeitung personenbezogener Daten) bzw. zu Art. 7 (was bei
der Einholung von Einwilligungen beachtet werden muss).

- Ein weiterer Schwerpunkt sind die Erganzungen zu Art. 37 (Be-
nennung eines Datenschutzbeauftragten), die insbesondere fiir
Unternehmen von Bedeutung sind, die erstmals oder erneut
einen Datenschutzbeauftragten benennen. Dort ist besonders
die Erganzung erwadhnenswert in Rdn. 75, in der auf den jlingst
erschienenen Leitfaden von Balzer/Buchberger, Datenschutz in
Steuerberater-, Wirtschaftspriifer- und Rechtsanwaltskanzleien
(Erich Schmidt Verlag) hingewiesen wird.

- Im BDSG stehen im Schwerpunkt die erganzenden Hinweise zu §
25 (Datenlibermittlungen durch &ffentliche Stellen an &ffentliche
Stellen, aberauch, was den Leser besonders interessieren wird, an
nicht6ffentliche Stellen).

Inhalt der 7. Lieferung

Diese Lieferung enthalt ein weiteres Update um veréffentlichte Recht-

sprechung und Literatur vorwiegend zur DS-GVO. Hervorzuheben sind:

- die umfangreichen Erganzungen zu zwei zentralen Vorschriften:
Art. 4 (Begriffsbestimmungen) und Art. 6 (Zulassigkeit der Daten-
verarbeitung).

- Neu aufgenommen wurden erstmals Hinweise auf Metaverse —
ein Thema der nahen Zukunft (Art. 6 Rdn. 325a).

- Zur Schulung der Beschaftigten sind Empfehlungen enthalten,
die fiir einen zeitlich knapp gehaltenen Inhalt sorgen sollen.

- DieErganzungin Art.37Rdn. 7 zeigt auf, dass in sehr vielen Fallen
kein Datenschutzbeauftragter benannt werden muss. Dann ver-
bleibt aber die Pflicht, den Datenschutz umzusetzen beim Ver-
antwortlichen.

- Zum ggw. sehr aktuellen Thema Whistleblowing sind weitere
Hinweise in Art. 39 Rdn. 71b zu finden.

- Den Erlauterungen zur Ausarbeitung bestimmter Verhaltensre-
geln (Code of Conduct — CoC) in Art. 40 stellt die Sammlung in
Rdn. 1a einen Auszug aus dem Newsletter des BfDI vom 20. 03.
2023 voran.

- Wer sich mit internationalem Datenverkehr, also aus der EU hin-
aus, befassen muss, fiir den wird die Darstellung der aktualisier-
ten EDSA-Guidelines vom 14. 2. 2023 in Art. 40 Rdn. 5b von Inte-
resse sein sowie die dort in Rdn. 5c bis 5e zusatzlich gegebenen
Ausfiihrungen zu Standardvertragsklauseln.

Zur umfassenden Bearbeitung von datenschutzrechtlichen Fragen
empfehlen die Herausgeber, sich sicherheitshalber im mehr als 60
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Seiten umfassenden Stichwortverzeichnis (Kz. 0015) zu vergewis-
sern, ob es zu diesen Fragen weitere Fundstellen gibt.

Az.: 1711

Handbuch fiir Rats- und Ausschussmit-
glieder in Nordrhein-Westfalen

Kommunalrechtliche Grundlagen. Handbuch von Ernst-Dieter B6sche
3., vollstdndig aktualisierte Auflage 2023, 240 S., Printausgabe 26,90
Euro, ab 10 Ex. 25,90 Euro, ab 20 Ex. 24,90 Euro, DIN A5, kartoniert,
ISBN 978-3-7922-0408-5 Digitalausgabe: 13 Euro p. a. fiir 1 bis 3 Nut-
zer, 2 Jahre Mindestbezug, ISBN 978-3-7922-0168-8 Verlag W. Reckin-
ger, Siegburg

Das beliebte Handbuch bietet Rats- und Ausschussmitgliedern des
Landes Nordrhein-Westfalen die kommunalrechtlich relevanten In-
formationen fiir die Ausilibung ihres Mandats.

Der Fokus des Handbuchs liegt auf der Darstellung der Rechte und
Pflichten der Rats- und Ausschussmitglieder, auf den Verfahrens-
regeln fiir die Rats- und Ausschussarbeit, auf der Zustandigkeit von
Rat und Ausschiissen sowie auf dem Verhaltnis zwischen Rat, Aus-
schiissen und Biirgermeister/in bei der Willensbildung und -ausfiih-
rung im Rahmen von Entscheidungsablaufen. Neben zahlreichen
Beispielen aus der Praxis und anschaulichen Abbildungen enthalt
das Buch Checklisten zur schnellen und sicheren Priifung der Recht-
maRigkeit des Sitzungsablaufs und der gefassten Beschlisse.

Die 3. Auflage berticksichtigt die seit Erscheinen der 2. Auflage
erfolgten Rechtsanderungen sowie die aktuelle Rechtsprechung.
Erganzt wurde das Handbuch um ein umfangreiches Kapitel zur
Durchfiihrung digitaler und hybrider Ratssitzungen. AulRerdem
wurden die Erlauterungen zu den Entschadigungsrechten der Rats-
und Ausschussmitglieder grundlegend liberarbeitet.

Ernst-Dieter Bosche, Biirgermeister a. D. und Stadtdirektor a. D,, ist
Dozent am Rheinischen

Studieninstitut fir kommunale Verwaltung.

13.0.32-003/002

Driehaus / Raden: ErschlieBungs- und
Ausbaubeitrage

Einzeldarstellung, Buch. Hardcover, 11., liberarbeitete und erweiterte
Auflage. 2022, XXI, 1171 S., C.H.BECK. ISBN 978-3-406-74305-4, For-
mat (B x L): 16,0 x 24,0 cm, Gewicht: 1541 g, 119 Euro. Das Werk ist
Teil der Reihe NJW Praxis; Band 42

Fuihrendes Standardwerk zum ErschlieRungs- und Ausbaubeitrags-
recht, groBe Zahl von Gerichtsentscheidungen eingearbeitet, um-
fassende Darstellung mit zahlreichen Einzelfallen. Das Werk bietet
eine systematische und umfassende Darstellung des gesamten Er-
schlieBungs- und Ausbaubeitragsrechts aller Bundeslander. Es hilft
Praktikerinnen und Praktikern, sich in der komplizierten Materie



schnell zu orientieren. Die 11. Auflage bringt das Werk auf den ak-
tuellen Stand in Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur und
beriicksichtigt dabei insbesondere eine Vielzahl aktueller beitrags-
rechtlicher Entscheidungen.

Folgende wichtige Neuerungen sind z.B. enthalten: Im Erschlie-
Bungsbeitragsrecht: Teilstrecken als Einzelanlagen, Provisorien
als endgiiltig hergestellte ErschlieBungsanlagen, Anforderun-
gen an die erstmalige Herstellung einer ErschlieBungsanlage,
rechtliche Anforderungen an die Heranziehung von Hinterlieger-
grundstiicken. Im StraBenausbaubeitragsrecht: Abschaffung des
StraRenausbaubeitragsrechts und ihre Folgen, wiederkehrende
StraBenausbaubeitrage, Vorteil im StraBenausbaubeitragsrecht,
Beitragsfahigkeit von StraRenausbaumafRnahmen, Ortsdurchfahr-
ten von Bundesstra3en.

Stiier: Der Bebauungsplan. Stadtebau-
recht in der Praxis

Handbuch; Buch. Hardcover (Leinen), 6. Auflage. 2022, XXIV, 1052 S.
mit 125 Abbildungen, C.H.BECK. ISBN 978-3-406-78981-6, Format (B
x L): 16,0 x 24,0 cm, 119 Euro, Gewicht: 2076 g, das Werk ist Teil der
Reihe C.H.BECK Baurecht

Dieses Werk ist aus der Praxis fiir die Praxis und hilft, die Kluft
zwischen den theoretischen Gesetzesbestimmungen und ihrer
Anwendung zu liberbriicken. Die knappen und prazisen Darstel-
lungen sind in allen wichtigen Punkten angereichert mit Original-
Plan- und Kartenmaterial. In vielen Fallen sind die abgedruckten

Planungsbeispiele erganzt um Original-Planbegriindungen, so dass
der Leser einen Eindruck davon erhalt, wie die gesetzlichen Vorga-
ben des Baurechts in der Praxis umzusetzen sind.

Die Konzeption des Werks erleichtert einerseits den Zugang zu den
juristischen Grundlagen der Bauleitplanung, andererseits werden
Juristinnen und Juristen in die Lage versetzt, nach technischem
Denken gestaltete Bauleitplane besser zu verstehen und somit
auch etwaige VerstolRe gegen libergeordnete Vorschriften zu er-
kennen.

Vorteile auf einen Blick: Veranschaulichung der Planungsbeispiele
durch Original-Plan- und Kartenmaterial, praxisgerechte Formulie-
rungshilfen durch Original-Planbegriindungen, von einem Autor,
der Erfahrungen aus der anwaltschaftlichen Praxis und wissen-
schaftlicher Tatigkeit verbindet. Die 6. Auflage berlicksichtigt insbe-
sondere aktuelle Entwicklungen in Gesetzgebung, Rechtsprechung
und Literatur, wie etwa: Das Fliichtlingsunterbringungsgesetz 2015,
Die Stadtebaurechts-Novelle 2017, das Planungssicherstellungsge-
setz 2020/2021, das Investitionsbereitstellungsgesetz, das Bau-
landmobilisierungsgesetz 2021. Einbezogen sind auch zahlreiche
Gerichtsentscheidungen aus dem Bau-, Umwelt-, Naturschutz- und
Europarecht.

Fir Rechtsanwaltschaft, Richterschaft, Architektinnen und
Architekten, Ingenieurinnen und Ingenieure, Baubehor-
den, Gemeinden, Planungsbiiros, Hochschullehrerschaft,
Studierende.

Az:20.1.1

Netzwerktreffen der Burgermeisterinnen in Mohnesee

inmal jahrlich versammeln sich die Biirgermeisterinnen des Stadte- und
Gemeindebundes NRW bei einem Netzwerktreffen. In diesem Septem-
ber fiihrte die Reise in die Gemeinde Mdhnesee, Biirgermeisterin Maria

Moritz hatte eingeladen. Zu den inhaltlichen Schwerpunkten zahlten unter
anderem die Herausforderungen durch den zunehmenden Fachkrafteman-
gel. Sabrina Buttler, Fachfrau fiir Ausbildung, Personalmarketing sowie
strategische Personal- und Fiihrungsentwicklung, referierte und stellte
unter dem Titel ,Personalmanagement in Zeiten des Fachkraftemangels
und der Fachkraftegewinnung* geeignete MaBnahmen vor. In einem ande-
ren Schwerpunkt fiihrten Regina Homeyer, Gleichstellungsbeauftragte der
Stadt Detmold, und Daniela Franken, Gleichstellungsbeauftragte der Stadt
Lippstadt, in die Studie ,Frauen in die Politik“ ein. Als Basis dafiir waren
zuvor Daten in einer Umfrage in den Stadten Arnsberg, Detmold, Giitersloh,
Lippstadt und Minden erhoben worden. Besprochen wurden im Netzwerk
zahlreiche Hinweise, wie sich der Anteil von Frauen in der Kommunalpolitik
erhdhen lasst, etwa durch zeitliche Entlastung oder auch Mentoring-Pro-
gramme. Maf3geblich unterstiitzt wurde die Studie durch die Europdische
Akademie fiir Frauen in Politik und Wirtschaft (EFA) aus Berlin.
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BVerwG bestatigt Tubinger
Verpackungssteuer

Laut Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) ist die Verpackungssteuer, die
die Stadt Tuibingen als ortliche Aufwandsteuer erhebt, im Wesentlichen
rechtmagig.

BVerwG, Urteil vom 24. Mai 2023
-Az:9CN1/22-

Seit Januar 2022 gilt in Tiibingen materialunabhangig eine Steuer auf
Einwegverpackungen. Damit sollen Einnahmen fiir den stadtischen
Haushalt erzielt, die Verunreinigung des Stadtbilds durch im 6ffent-
lichen Raum entsorgte Verpackungen verringert und ein Anreiz zur
Verwendung von Mehrwegsystemen gesetzt werden. Besteuert wer-
den Einwegverpackungen, -geschirr und -besteck, sofern Speisen und
Getranke darin bzw. damit fiir den unmittelbaren Verzehr an Ort und
Stelle oder als mitnehmbares ,take-away“-Gericht oder -Getrank ver-
kauft werden. Die Steuer betragt fiir jede Einwegverpackung 0,50 Euro,
fiir jedes Einwegbesteck(-set) 0,20 Euro. Der Steuersatz pro verpackte
Einzelmahlzeit ist auf maximal 1,50 Euro begrenzt.

Die Antragstellerin, Inhaberin eines Schnellrestaurants im Stadtgebiet
der Antragsgegnerin, stellte gegen die Satzung einen Normenkontroll-
antrag, der vor dem Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden-Wiirttem-
berg Erfolg hatte. Der VGH erklarte die Satzung insgesamt flir unwirk-
sam und begriindete dies mit der fehlenden Ortlichkeit der Steuer, ihrer
Unvereinbarkeit mit dem Bundesabfallrecht sowie der mangelnden
Vollzugstauglichkeit der Obergrenze der Besteuerung.

Auf die Revision der Antragsgegnerin hin hat das Bundesverwaltungs-
gericht die kommunale Steuer dagegen fiir liberwiegend rechtmaRig
erklart. Entgegen der Ansicht der Vorinstanz handele es sich bei der Ver-
packungssteuer um eine ortliche Verbrauchsteuer im Sinn des Art. 105
Abs. 2a Satz 1 GG, fiir deren Einfiihrung die Stadt Tiibingen zustandig
war. Bei den zum unmittelbaren Verzehr, sei es an Ort und Stelle oder
als ,take-away“ verkauften Speisen und Getranken, sei der Steuertat-
bestand so begrenzt, dass ihr Konsum - und damit der Verbrauch der
zugehdrigen Verpackungen - bei typisierender Betrachtung innerhalb
des Gemeindegebiets stattfindet. Damit sei der 6rtliche Charakter der
Steuer hinreichend gewahrt.

Die kommunale Verpackungssteuer stehe als Lenkungssteuer auch
nicht im Widerspruch zum Abfallrecht des Bundes. Sie bezwecke die
Vermeidung von Verpackungsabfall im Stadtgebiet und verfolge da-
mit auf lokaler Ebene kein gegenlaufiges, sondern dasselbe Ziel wie
der Unions- und der Bundesgesetzgeber. Die Abfallvermeidung stehe
in der Abfallhierarchie an oberster Stelle, wie sich aus der EU-Verpa-
ckungsrichtlinie, der EU-Einwegkunststoffrichtlinie, dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz und dem Verpackungsgesetz ergebe. Erst danach folgten
Wiederverwendung, Verwertung und Beseitigung des Abfalls. Kommu-
nale Steuern, die Einwegverpackungen verteuern, wiirden durch die
verschiedenen unions- und bundesrechtlichen Vorgaben zum Abfall-
recht nicht ausgeschlossen.

Soweit das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vor 25 Jahren seine ge-
genteilige Ansicht zur damaligen Kasseler Verpackungssteuer auf ein
abfallrechtliches Kooperationsprinzip gestiitzt habe (BVerfG, Urteil vom
7.Mai1998 - 2 BvR 1991/95 u.a.), lasse sich ein solches dem heutigen Ab-
fallrecht nurnochin— hier nicht mageblichen — Ansatzen entnehmen.
Zwar erwiesen sich die zu unbestimmte Obergrenze der Besteuerung
von 1,50 Euro pro ,Einzelmahlzeit“ (§ 4 Abs. 2 der Satzung) und das der
Stadtverwaltung ohne zeitliche Begrenzung gewahrte Betretungsrecht
im Rahmen der Steueraufsicht (§ 8 der Satzung) als rechtswidrig. Diese
punktuellen VerstoRe lieRen jedoch die RechtmaRigkeit der Satzung
im Ubrigen unberihrt.
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Anmerkung:

Ob gegen die Entscheidung des BVerwG wiederum das BVerfG angeru-
fen wird, ist derzeit noch offen. AuRerdem ist zu beachten, dass gemaR
§ 2 Abs. 2 des nordrhein-westfalischen Kommunalabgabengesetzes die
Einflihrung einer 6rtlichen Verpackung in Nordrhein-Westfalen zunachst
der Genehmigung des Kommunal- und des Finanzministeriums bed(irf-
te, da eine ortliche Verpackungssteuer hier derzeit nicht erhoben wird.

§ 13b BauGB unvereinbar mit Unionsrecht

Freiflichen auBerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde diirfen
nicht im beschleunigten Verfahren nach § 13b Satz 1 BauGB ohne Um-
weltpriifung liberplant werden.

BVerwG, Urteil vom 18. Juli 2023
-Az.:4CN3.22-

Der Antragsteller, eine gemal® § 3 UmwRG aner-
kannte Umweltvereinigung, wendet sich im Wege
der Normenkontrolle gegen einen Bebauungsplan
der Antragsgegnerin. Dieser setzt fiir ein circa drei
Hektar groBes Gebiet am siidwestlichen Ortsrand
der Gemeinde im planungsrechtlichen AufRenbe-
reich ein (eingeschranktes) allgemeines Wohngebiet
fest. Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten
Verfahren nach § 13b BauGB ohne Umweltpriifung
aufgestellt. Der Verwaltungsgerichtshof hat den
Normenkontrollantrag als unbegriindet abgewie-
sen. Die Durchfiihrung des beschleunigten Verfah-
rens begegne keinen Bedenken. § 13b BauGB sei mit
der EU-Richtlinie tiber die strategische Umweltpriifung (SUP) vereinbar,
seine Tatbestandsvoraussetzungen lagen vor.

Das BVerwG hat das Urteil aufgehoben und den Bebauungsplan fiir
unwirksam erklart. Der Plan leide an einem beachtlichen Verfahrens-
fehler im Sinne von § 214 Abs. 1Satz 1 Nr. 3 BauGB. Er sei zu Unrecht im
beschleunigten Verfahren nach § 13b Satz 1BauGB erlassen worden. Die
Vorschrift verstoRe gegen Art. 3 Abs. 1i. V. m. Abs. 5 der SUP-Richtlinie.
Art. 3 Abs. 1SUP-Richtlinie verlange eine Umweltpriifung fiir alle Plane
nach den Absatzen 2 bis 4, die voraussichtlich erhebliche Umweltaus-
wirkungen haben. Ob dies der Fall ist, bestimmten die Mitgliedstaa-
ten fiir die in den Absétzen 3 und 4 genannten Pldne entweder durch
Einzelfallpriifung, Artfestlegung oder eine Kombination dieser Ansatze
(Art. 3 Abs. 5 SUP-Richtlinie). Der nationale Gesetzgeber habe sich in
§ 13b BauGB fiir eine Artfestlegung entschieden. Diese miisse nach
der Rechtsprechung des zur Auslegung des Unionsrechts berufenen
Europdischen Gerichtshofs gewadhrleisten, dass erhebliche Umwelt-
auswirkungen in jedem Fall von vornherein ausgeschlossen sind. Der
Gesetzgeber diirfe sich folglich nicht mit einer typisierenden Betrach-
tungsweise oder Pauschalierung begniigen.

Diesem eindeutigen und strengen MaRstab werde § 13b Satz 1 BauGB
nicht gerecht. Anders als bei Bebauungsplanen der Innenentwicklung
nach § 13a BauGB, die der Inanspruchnahme von Flachen auerhalb des
Siedlungsbereichs entgegenwirken sollen, erlaube § 13b BauGB gerade
die Uberplanungsolcher Flichen. Die Tatbestandsvoraussetzungen des
§ 13b Satz 1BauGB — Fldchenbegrenzung, Beschrankung auf Wohn-
nutzung sowie Anschluss an einenim Zusammenhang bebauten Orts-
teil— seien nicht geeignet, erhebliche Umwelteinwirkungen in jedem
Fall von vornherein auszuschlieRen. Das gelte schon wegen der ganz
unterschiedlichen bisherigen Nutzung der potenziell betroffenen Fla-
chen und der Bandbreite ihrer 6kologischen Wertigkeit.

§ 13b BauGB diirfe daher wegen des Vorrangs des Unionsrechts nicht
angewendet werden. Die Antragsgegnerin hatte somit nach den Vor-
schriften fiir das Regelverfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans
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eine Umweltpriifung durchfiihren sowie einen Umweltbericht erstellen
und der Begriindung des Bebauungsplans beifligen miissen. Dieser be-
achtliche, vom Antragsteller fristgerecht (§ 215 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB)
geriigte Verfahrensmangel habe die Gesamtunwirksamkeit des Bebau-
ungsplans zur Folge.

Anmerkung: Die Entscheidung lag bei Redaktionsschluss noch nicht im
Volltext vor.

Uberplanung von ,,AuBenbereichsinseln“
im beschleunigten Verfahren nach § 13a
BauGB

Eine Freiflache in der Ortslage darf, wenn sie zum Siedlungsbereich zahlt,
in einen Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) einbezogen
werden.

BVerwG, Urteil vom 25. April 2023
-Az.:4CN5.21-

Die Antragstellerin ist Eigentlimerin zweier Grundstiicke im Gebiet der
Antragsgegnerin. Das kleinere Grundstiick ist mit einem Wohnhaus
bebaut. Das benachbarte Grundstiick ist unbebaut und im geltenden
Flachennutzungsplan als Griinflache (Parkanlage) dargestellt. Dieses
Grundstiick bildet nach den Feststellungen des Oberverwaltungs-
gerichts (OVG) einen AuRenbereich im Innenbereich (sog. AuBenbe-
reichsinsel). Zusammen mit weiteren teilweise bereits im Geltungs-
bereich eines Bebauungsplans, teilweise im unbeplanten Innenbereich
liegenden Grundstiicken wurden die Grundstiicke der Antragstellerin
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB uberplant. Wahrend
fir das kleinere Grundsttick ein allgemeines Wohngebiet ausgewiesen
ist, wird das grofRe Grundstiick als private Griinflache (Gartenanlage,
Gartenland, Streuobstwiese) festgesetzt.

Das zustandige OVG hat den Normenkontrollantrag abgelehnt. Die Pla-
nung scheitere nicht daran, dass eine AuBenbereichsinsel iiberplant
werde. Diese liege innerhalb des Siedlungsbereichs, und angesichts ihrer
vergleichsweise geringen Ausdehnung und der sie von allen Seiten um-
gebenden gewichtigen Bebauung habe sie in einen Bebauungsplan der
Innenentwicklung, der auch auf eine Nachverdichtung abziele, einbezo-
genwerden kdnnen. Eine Uberplanungim beschleunigten Verfahren nach
§ 13a BauGB sei nach Sinn und Zweck der Regelung auch nicht deshalb
ausgeschlossen, weil dieser Bereich gerade als Freiflache erhalten bleibe.
Das BVerwG hat diese Entscheidung bestatigt. Der raumliche Anwen-
dungsbereich des Bebauungsplans der Innenentwicklung seiinnerhalb
der Ortslage fiir Freifldchen nur dann er6ffnet, wenn sie Teil des Sied-
lungsbereichs sind. Diese Zuordnung richte sich nicht nach der auf die
Zulassung einzelner Vorhaben bezogenen Abgrenzung von Innen- und
AufRenbereich. Vielmehr sei eine wertende Betrachtung nach der Ver-
kehrsauffassung unter Beachtung siedlungsstruktureller Gegebenhei-
ten geboten. Hierfiir kdnnten unter anderem die absolute und relative
GroRBe der Flache, ihre bisherige — auch nachwirkende — Nutzung,
die Lage im Plangebiet und der Funktionszusammenhang mit der an-
grenzenden Bebauung von Bedeutung sein. Der Anwendbarkeit des
beschleunigten Verfahrens stehe nicht entgegen, dass die unbebaute
Flache als private Griinflache festgesetzt ist. Nach den Feststellungen
des OVG sehe der Bebauungsplan fiir das insoweit maBgebliche Plan-
gebiet eine bauliche Nachverdichtung vor. Im Ubrigen ziele die Innen-
entwicklung nach § 13a BauGB nicht allein auf die Schaffung von zu-
satzlichem Baurecht. Sie diirfe auch eine qualitative Entwicklung durch
die Festsetzung von Griinflachen fordern, etwa aus stadtklimatischen
Griinden.
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Wir unterstitzen Sie bei
lhren kommunalen Aufgaben

Unsere Themen:

Finanzierung kommunaler Leistungen, Gewasser,
Organisation und Personal, Klimaschutz und Klima-
anpassung, Abwasserentsorgung, Arbeits- und
Gesundheitsschutz, IT fir Kommunen, Brandschutz
und Rettungsdienste, Kommunale Beschaffung,
Offentlichkeitsarbeit, Abfallentsorgung, Unterhaltung
kommunaler Anlagen, Vertrage und Konzessionen

Wir sind fiir Sie da!

Nutzen Sie unser umfangreiches Know-how T R U e

Cecilienallee 59

40474 Dusseldorf

Telefon 0211/43077-0
info@KommunalAgentur.NRW
www.KommunalAgentur.NRW
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